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A N T R A G 
 
 
nach der mehrheitlich, bei zwei Gegenstimmen und einer Enthaltung, ausgesprochenen 
Empfehlung des Bau- und Grundstücksausschusses vom 08.12.2014: 
 
Der Stadtrat möge wie folgt beschließen: 

1. Die Anregungen, die im Rahmen der Beteiligungsverfahren vorgetragen wurden, werden, so-
weit sie keine Berücksichtigung finden konnten, zurückgewiesen (siehe Kapitel 7.1 und 7.2 der 
Begründung zum Bebauungsplan Nr. 638 'südlich Schmiedegasse'). 

2. Der Bebauungsplan Nr. 638 'Südlich Schmiedegasse' wird gemäß § 10 BauGB als Satzung 
beschlossen. Bestandteil dieser Satzung sind die gemäß § 88 LBauO getroffenen Festsetzun-
gen zu den örtlichen Bauvorschriften. 
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VERFAHREN 

Übersicht der Verfahrensschritte 
 

Verfahrensschritt Datum 

Information/Anhörung Ortsbeirat Rheingönheim gemäß § 75 (2) GemO am 15.03.2012 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 (1) BauGB am 07.05.2012 
Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im Amtsblatt Nr. 
35/2012 am 16.05.2012 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 (2) BauGB mit Schreiben vom 04.02.2014 

Offenlagebeschluss am 31.03.2014 

Ortsübliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt Nr. 24/2014 am 04.04.2014 

Offenlage gemäß § 3 (2) BauGB im Zeitraum vom 
14.04.2014 

bis 
14.05.2014 

Satzungsbeschluss gemäß § 10 (1) BauGB am  
 
 
Anmerkungen zum Verfahren  
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB i.V.m. § 13 
BauGB aufgestellt (Bebauungsplan der Innenentwicklung). Das Plangebiet umfasst eine Flä-
che von rund 7.850 m² und liegt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Siedlungsbe-
reichs des Stadtteils Rheingönheim. Aufgrund der geringen Größe des Plangebietes wird 
sich die zulässige überbaubare Grundfläche (Nettobaufläche) weit unterhalb der Schwelle 
von 20.000 m² bewegen. Durch den Bebauungsplan wird weder die Zulässigkeit von Vorha-
ben begründet, für die eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG erforderlich ist, 
noch gibt es Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7b 
BauGB. Die Voraussetzungen des § 13a BauGB sind daher erfüllt. 
 
Auf die Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB sowie den Umweltbericht nach § 2a BauGB wird 
verzichtet. Die frühzeitigen Beteiligungsschritte nach § 3 (1) und § 4 (1) BauGB müssen nicht 
durchgeführt werden. Die Eigentümer der Fläche waren frühzeitig in den Planungsprozess 
eingebunden. 
 
 
ALLGEMEINES 

2.1 Rechtsgrundlagen  Stand: 1. September 
2014 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) 

 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung) (PlanZV) 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl I S. 1509) 

 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 
vom 17.03.1998 (BGBl. I 1998 S. 502), zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 30 des Gesetzes vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212) 
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 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 
vom 12.07.1999 (BGBl. I 1999 S. 1554), zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 31 des Gesetzes vom 24.2.2012  (BGBl. I S. 
212) 

 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 4 Absatz 100 des Gesetzes vom 07.08.2013 (BGBl. I S. 
3154) 

 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
02.07.2013 (BGBl. I S. 1943) 

 Baugesetzbuch (BauGB) 
vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 15.07.2014 (BGBl. I S. 954) 

 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
Neugefasst durch Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94) zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 
25.07.2013 (BGBl. I S. 2749) 

 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG) 
vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) zuletzt geändert durch Art. 4 Absatz 76 des Gesetzes vom 07.08.2013 (BGBl. I S. 3154) 

 Denkmalschutzgesetz (DSchG) 
vom 23.03.1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 28.09.2010 (GVBl. S. 301) 

 Gemeindeordnung (GemO) 
vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), § 45 geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 19.08.2014 (GVBl. S. 181) 

 Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKrWG) 
vom 22.11.2013 (GVBl. S. 459) 

 Landesbauordnung (LBauO) 
vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365, BS 213-1), §§ 64, 66 und 87 zuletzt geändert durch § 47 des Gesetzes vom 09.03.2011 
(GVBl. S. 47) 

 Landeswassergesetz (LWG) 
vom 22.01.2004 (GVBl. 2004 S. 54), § 89 zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 23.11.2011 (GVBl. S. 402) 

 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) 
vom 25.07.2005 (GVBl. S. 302), §§ 8 und 11 zuletzt geändert durch Art. 22 des Gesetzes vom 28.09.2010 (GVBl. S. 280), 
diese Änderungen aufgehoben durch Art. 1 des Gesetzes vom 23.11.2011 (GVBl. S. 402) 

 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) 
vom 28.09.2005 (GVBl. S. 387) - Anlagen 1 und 2 zu § 25 Abs. 2 neu gefasst durch Verordnung vom 22.06.2010 (GVBl. 
S. 106) Diese VO wird unter der BS Nummer 791-1/1 nachgewiesen. 

 
 
2.2 Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich in der Gemarkung Rheingönheim. 
Er wird begrenzt von der Schmiedegasse, der westlichen Grenze des Grundstücks Schmie-
degasse 19, dem Reiterweg zwischen Riedlangstraße und Hoher Weg und den Grundstü-
cken entlang der Ostseite der Riedlangstraße. Die genaue Abgrenzung des Geltungsbe-
reichs ergibt sich abschließend aus der Planzeichnung des Bebauungsplans. 
 
 
2.3 Quellenverzeichnis 
[1] Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) (Rheinland-Pfalz, 14. Oktober 2008) 
[2] Regionaler Raumordnungsplan Rheinpfalz (Regionale Planungsgemeinschaft Rheinpfalz, 

Stand 2004) 
[3] Flächennutzungsplan der Stadt Ludwigshafen am Rhein ´99 (Stadt Ludwigshafen am 

Rhein, 03/1999) 
[4] Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan ´99 (Stadt Ludwigshafen am Rhein, 1998) 
[5] Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 638 'Südlich Schmiedegasse' in 

Ludwigshafen-Rheingönheim – Bericht-Nr. P12-122/1 (Firu GfI, Kaiserslautern, Juli 2013) 
[6] Orientierende Untersuchung der ungeordneten Ablagerung Nr. 5678 U 031-2 im Rahmen 

der Erstellung des B-Planes Nr. Nr. 638 'Südlich Schmiedegasse' in 67067 Ludwigshafen 
(AS Reutemann GmbH, Mannheim, Juni 2013) 
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PLANUNGSANLASS, -ZIELE UND –GRUNDSÄTZE 

Planungsanlass / städtebauliches Erfordernis gem. § 1 (3) BauGB 
Das Plangebiet liegt am Rande des Ortskerns von Rheingönheim und erstreckt sich auf die 
Grundstücke südlich der Schmiedegasse, zwischen Riedlangstraße im Westen, dem Grün-
zug entlang des Brückweggrabens im Süden und den Hallen eines landwirtschaftlichen Be-
triebs bzw. des Reitvereins im Osten. Die fünf etwa 80 bis 110 m langen Grundstücke sind 
bislang entlang der Schmiedegasse mit je einem zweigeschossigen straßenrandständigen 
Wohngebäude bebaut. Rückwärtig befinden sich auf den Grundstücken teilweise in Haus-
Hofstruktur errichtete ehemalige landwirtschaftliche oder sonstige Nebengebäude. Im An-
schluss an diese Bebauung ist der übrige und überwiegende Teil der Grundstücke, bis auf 
kleinere Nebenanlagen, unbebaut und wird gärtnerisch genutzt. Von einem der Grund-
stückseigentümer wurde das Interesse bekundet, sein Grundstück in zweiter Reihe mit 
einem Wohngebäude zu bebauen bzw. zu diesem Zweck zu veräußern. Der Bereich ist 
aktuell nach § 34 BauGB zu beurteilen. Da derzeit eine Wohnnutzung in zweiter Reihe in der 
angestrebten Form nicht vorhanden ist, würde sie sich nicht in die Umgebung einfügen. 
 
Aufgrund der Größe und Geometrie bieten sich diese Grundstücke für eine Nachverdichtung 
im Sinne des sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden an. Der Bereich 
ist eines von wenigen noch vorhandenen Innenentwicklungspotenzialen des Stadtteils 
Rheingönheim. Er befindet sich zudem in günstiger Lage nahe dem Ortszentrum. Um zu-
gunsten einer städtebaulich angemessenen Lösung Baurecht zu schaffen und dauerhaft eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung zu gewährleisten, ist die Aufstellung eines Bebau-
ungsplanes erforderlich.  
 
 
Planungsziele und –grundsätze 
Das Plangebiet ist überwiegend von Wohnbebauung umgeben. Östlich angrenzend befindet 
sich ein landwirtschaftlicher Betrieb mit Pensionspferdehaltung. Entlang des südlich am 
Rand des Plangebietes verlaufenden, auch als Fußwegeverbindung genutzten Reiterweges 
erstrecken sich Grün- und Freizeitanlagen mit einem Reitplatz und einem Tennisplatz im 
südöstlichen Bereich. Ein wesentliches Ziel der Planung ist es daher, sicherzustellen, dass 
die vorhandene städtebauliche Qualität soweit wie möglich auf den betroffenen Grundstü-
cken und in deren Umfeld erhalten wird, Orts- und Landschaftsbild nicht beeinträchtigt wer-
den und der weitgehend intakte Übergang der Privatgärten zum südlich angrenzenden 
Grünzug erhalten und weiterentwickelt werden kann. 
 
Hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung soll keine Festsetzung getroffen werden, sondern 
weiterhin § 34 BauGB Grundlage für die Genehmigung von Vorhaben sein, um den vorhan-
denen landwirtschaftlichen Betrieb nicht in seinen Rechten einzuschränken. Wesentliche 
Regelungen beziehen sich somit auf die überbaubare Grundstücksfläche, die Bauweise, das 
Maß der baulichen Nutzung sowie örtliche Bauvorschriften zur baulichen Gestaltung. 
 
Vorgesehen ist eine relativ kleinteilige Bebauung, wie sie bereits auf den Grundstücken und 
in der Umgebung vorhanden ist. Die Zufahrt und Erschließung der rückwärtigen Bebauung 
erfolgt von der Schmiedegasse. Der Abstand zwischen vorderer und hinterer Baureihe wird 
so bemessen, dass für das Vorderhaus ausreichend Platz für einen privaten Freibereich und 
für die Unterbringung der Stellplätze vorhanden ist. Um die umgebende Bebauung sowie das 
Orts- und Landschaftsbild nicht zu beeinträchtigen, sind Regelungen zu Höhe und Geschos-
sigkeit der Gebäude notwendig. Die vorhandene Straßenrandbebauung an der Schmiede-
gasse wird durch geeignete Festsetzungen in ihrem Bestand gesichert. 
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Da in der Umgebung bereits hoher Parkdruck herrscht und die vorhandenen Straßen auf-
grund ihrer Dimension keinen zusätzlichen ruhenden Verkehr mehr aufnehmen können, ist 
die Festsetzung des Nachweises einer ausreichenden Anzahl von Stellplätzen auf den Pri-
vatgrundstücken zwingend notwendig. 
 
Insbesondere die nahegelegenen Sport- und Freizeitanlagen sowie der benachbarte land-
wirtschaftliche Betrieb dürfen durch die näher rückende Bebauung nicht in ihrer Nutzungsin-
tensität eingeschränkt werden. Zudem sind Lärmimmissionen durch Straßen- und Schienen-
verkehr zu berücksichtigen. Entsprechend werden geeignete Maßnahmen des Immissions-
schutzes für das Plangebiet ermittelt und festgesetzt [5]. 
Geruchsemissionen, die aufgrund der Tierhaltung im benachbarten landwirtschaftlichen Be-
trieb entstehen, werden nicht ermittelt. Zum einen handelt es sich hier um – im Verhältnis zu 
anderen Nutztieren, wie z.B. Schweinen oder Geflügel – relativ wenig geruchsintensive Pfer-
de. Aufgrund der für einen landwirtschaftlichen Betrieb geringen Anzahl der Tiere (20 Stück), 
der Lage östlich des Plangebietes im Zusammenhang mit der vorherrschenden Windrichtung 
(Nord-Süd), der Anordnung der unterschiedlichen Gebäude auf dem Grundstück sowie dem 
regelmäßigen Abtransport des Pferdemists (alle 2 - 4 Tage) ist nicht davon auszugehen, 
dass Geruchsemissionen auf das Plangebiet einwirken, die atypisch für dörfliche Strukturen 
sind. 
 
Im südöstlichen Teil des Geltungsbereichs befindet sich eine ungeordnete Ablagerung, die 
im Kataster potentieller Altstandorte und Altablagerungen im Stadtgebiet Ludwigshafen unter 
der Nr. 5678U 031-2 katalogisiert ist. Es handelt sich hierbei um den Ausläufer einer Ablage-
rung, die bereits im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Nr. 563 ‚Ortsmitte Hoher Weg, 
Änderung 2‘ orientierend untersucht wurde. Aufgrund der damaligen Ergebnisse wurde für 
den entsprechenden Bereich im vorliegenden Bebauungsplan ebenfalls eine orientierende 
Untersuchung durchgeführt [6]. 
 
Da die Grundstücke bereits vollständig sowohl mit Versorgungs- und Abwasserleitungen als 
auch verkehrlich erschlossen sind, sind zur Sicherung der Infrastruktur im Wesentlichen kei-
ne Festsetzungen notwendig. Nicht ausreichend ist die Kapazität der vorhandenen Kanalisa-
tion, um das zusätzlich aufkommende Niederschlagswasser zu entsorgen. Entsprechend 
wird festgesetzt, dass das Niederschlagswasser auf den Grundstücken zu versickern oder zu 
verwerten ist. 
Der ÖPNV wird durch die RNV (Rhein-Neckar-Verkehrs GmbH) gesichert. Das Plangebiet ist 
über eine Straßenbahnlinie mit einer ca. 350 m entfernt liegenden Haltestelle sowie zwei 
Bushaltestellen in einer Entfernung von ca. 250 bzw. 350 m an das ÖPNV-Netz angeschlos-
sen. Durch diese Linien werden der Bahnhof Rheingönheim und der Hauptbahnhof sowie die 
Innenstadt von Ludwigshafen und per Straßenbahn auch Mannheim angebunden. Eine der 
Bushaltestellen dient auch dem überörtlichen Regionalbusnetz mit Linien nach Neuhofen, 
Limburgerhof, Mutterstadt, Altrip und Speyer. 
 
 
VERHÄLTNIS ZUR ÜBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLANUNG 

Regional- und Landesplanung  
Die Stadt Ludwigshafen wird im LEP IV [1] den hochverdichteten Räumen zugeordnet und 
als Oberzentrum eingestuft bzw. als oberzentraler Entwicklungsschwerpunkt im Zusammen-
hang mit der Metropolregion Rhein-Neckar dargestellt. Als hochverdichteter Raum zeichnet 
sich die Stadt durch eine sehr hohe Bevölkerungsdichte sowie einem hohen Angebot an 
Wohn- und Arbeitsstätten, Versorgungseinrichtungen und Verkehrsverknüpfungen aus. Eine 
der oberzentralen Aufgaben ist die Sicherung der Wohnraumversorgung, wobei der Innen-
entwicklung gegenüber der Neuausweisung von Bauflächen im Außenbereich Vorrang ein-
zuräumen ist. 
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Gemäß Regionalem Raumordnungsplan Rheinpfalz [2] erfüllt die Stadt Ludwigshafen als 
Oberzentrum die Funktion eines Wohnsiedlungs- und Dienstleistungsschwerpunktes. Der 
Wohnungsbau ist vorrangig zu fördern (Ziel 3.2.2.4), wobei der Schwerpunkt auf Innenent-
wicklung gelegt werden soll (Grundsatz 3.5.2). In der zugehörigen Karte wird das Gebiet als 
Siedlungsfläche ‚Wohnen‘ - Bestand - dargestellt. Darüber hinaus werden keine besonderen 
Festlegungen getroffen. 
Außerhalb des Geltungsbereichs sind die nahegelegenen Sportanlagen sowie der Bereich 
um den Brückweggraben westlich der Riedlangstraße als Siedlungsfreifläche dargestellt. 
Zudem grenzt westlich an die bestehende Bebauung entlang der Riedlangstraße die Darstel-
lung einer Siedlungsfläche ‚Wohnen‘ - in Planung. 
 
Die Planung entspricht den Zielen der Regional- und Landesplanung. Somit ist der Bebau-
ungsplan entsprechend § 1 (4) BauGB den Zielen der Raumordnung angepasst. 
 
 
Flächennutzungsplanung 
Im Flächennutzungsplan '99 der Stadt Ludwigshafen [3] ist der Bereich als Wohnbaufläche 
dargestellt. Da keine Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung getroffen werden und die 
bisherige, überwiegend durch Wohnen geprägte planungsrechtliche Situation im Zuge der 
Planung nicht verändert wird, werden die Ziele des Bebauungsplanes entsprechend § 8 (2) 
BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
 
 
Rechtskräftige Bebauungspläne 
Der Bebauungsplan Nr. 638 'Südlich Schmiedegasse' liegt nicht im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplans. Die Fläche ist nach § 34 BauGB ‚Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der 
im Zusammenhang bebauten Ortsteile‘ zu beurteilen. 
 
 
BEGRÜNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN 

Planungsrechtliche Festsetzungen 
Art der baulichen Nutzung 
Das Plangebiet sowie die nähere Umgebung sind von Wohnnutzung geprägt. Direkt angren-
zend befindet sich jedoch auch ein landwirtschaftlicher Betrieb mit Tierhaltung. Die Zulässig-
keit baulicher Nutzungen ist bisher nach § 34 BauGB zu beurteilen, was zu keinerlei Konflik-
ten im Plangebiet oder in der der Umgebung geführt hat. Einer eindeutigen Gebietskategorie 
nach BauNVO kann das Plangebiet nicht zugeordnet werden. 
 
Im Bebauungsplan wird auf die Festsetzung der Art der baulichen Nutzung verzichtet, so-
dass die Zulässigkeit der Nutzungsart wie bisher nach § 34 BauGB zu beurteilen ist. Da da-
bei stets auch die Verträglichkeit mit der überwiegenden Wohnnutzung im Gebiet selbst und 
der Umgebungsbebauung sowie das Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme Vorausset-
zung ist, kann auch für die Zukunft das Entstehen unverträglicher Nutzungsmischungen aus-
geschlossen werden. Auch für den landwirtschaftlichen Betrieb besteht die vorhandene bau-
rechtliche Situation unverändert fort. 
 
 
Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung maximaler Gebäudegrundflä-
chen und der maximalen Anzahl der Vollgeschosse unabhängig von der Größe des Grund-
stücks definiert. Sowohl für die straßenseitigen Hauptgebäude als auch für die rückwärtige 
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Bebauung ist jeweils eine Grundfläche von 120 m² zulässig. In Verbindung mit der Zulässig-
keit einer zweigeschossigen Bebauung und ggf. noch ausgebauten Dachgeschossen kann 
hierdurch eine großzügige Wohnbebauung entstehen. Gleichzeitig wird die relativ kleinteilige 
Baustruktur der umgebenden Wohnbebauung aufgenommen. Die Grundfläche der Be-
standsgebäude im Geltungsbereich liegt mit maximal ca. 105 m² deutlich unter der zulässi-
gen Grundfläche. Eine Einschränkung für den Bestand ergibt sich somit durch die Festset-
zung nicht. 
Bezogen auf die heutigen Grundstücke wird bei vollständiger Ausnutzung dieser Festsetzung 
maximal eine Grundflächenzahl (GRZ) von ca. 0,3 erreicht. Somit liegt der Wert auch unter-
halb der in allgemeinen Wohngebieten zulässigen Obergrenze des § 17 BauNVO. 
 
Wegen der bereits vorhandenen Baustruktur müssen die Stellplätze im rückwärtigen Bereich 
angeordnet werden. Somit ist die zulässige Überschreitung der festgesetzten Grundfläche 
um 100 % - also 120 m² je Baufeld und Grundstück – zwingend, da allein aufgrund der not-
wendigen Erschließung der rückwärtigen Grundstücksteile einschließlich der Stellplätze ein 
relativ hoher Versiegelungsgrad erreicht wird. Bezogen auf die heutige Grundstücksgröße 
wird bei vollständiger Ausnutzung dieser Festsetzung auch die für ein allgemeines Wohnge-
biet übliche Obergrenze gemäß § 19 (4) BauNVO von 0,6 knapp unterschritten. 
 
Die festgesetzten maximalen Trauf- und Firsthöhen orientieren sich an der Bestandsbebau-
ung auf den betreffenden Grundstücken. Dort wurden Traufhöhen von ca. 6,0 m – 7,5 m er-
mittelt und Firsthöhen von ca. 9,15 m – 12,0 m. Mit den gewählten Höhen von 6,8 m bzw. 
12,0 m kann auch unter Berücksichtigung aktueller Baustandards ein zweites Geschoss er-
richtet werden. 
Um zu verhindern, dass aufgrund des nach Süden abfallenden Geländes in den rückwärti-
gen Bereichen eine deutlich höhere Bebauung entstehen kann, wird die Anpassung des Hö-
henmaßes entsprechend der Geländeentwicklung festgesetzt. 
 
 
Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
Entsprechend der Bestandsbebauung auch über das Plangebiet hinaus wird in Bereich 1 
eine von der offenen Bauweise dahingehend abweichende Bebauung festgesetzt, dass an 
die Westgrenze der Grundstücke angebaut werden muss. Um einen ausreichenden Abstand 
zur Nachbarbebauung zu gewährleisten, wird gleichzeitig ein Grenzabstand zur gegenüber-
liegenden Seite von mindestens 5,0 m festgesetzt. Diese Unterschreitung des nach Landes-
bauordnung einzuhaltenden Grenzabstandes entspricht im Wesentlichen dem Bestand in-
nerhalb des Plangebiets sowie der näheren Umgebung sowie dem brandschutzbedingten 
Mindestmaß, sofern die Seitenwände nicht als Brandwände errichtet werden sollen. 
Die seitlichen Grundstücksgrenzen verlaufen nicht senkrecht zur Straße, entlang der eine 
Baulinie festgesetzt ist, um die bestehende Straßenrandbebauung zu erhalten. Um dennoch 
die Hauptgebäude auf rechtwinklige Grundflächen errichten zu können, ist ein Abweichen 
von der Grundstücksgrenze – wie bereits in einigen Fällen vorhanden – möglich. Bedingung 
ist dabei, dass zumindest eine Ecke des Gebäudes auf der Grenze steht und der Mindestab-
stand von 5,0 m zwischen den Nachbargebäuden gesichert wird, auch wenn ein Teil der Ab-
standsfläche auf dem Nachbargrundstück nachgewiesen werden muss. 
 
In Bereich 2 sind ausschließlich Doppelhäuser und in Bereich 3 ausschließlich ein Einzel-
haus zulässig, da dies unter Berücksichtigung der vorhandenen Grundstückszuschnitte so-
wie der notwendigen Abstandsflächen die beste Bebauungsvariante bietet. Die Bebauung 
erfolgt sukzessiv und nicht aus einer Hand. Durch die Festsetzung ist sichergestellt, dass 
keiner der Grundstückseigentümer durch die Nachbarbebauung unzulässig eingeschränkt 
wird, indem durch diese entweder eine Grenzbebauung (Doppelhaus) oder ein notwendiger 
Grenzabstand (Einzelhaus) vorgegeben würde. 
Um dennoch in den Bereichen 1 und 2 die Errichtung von Einzelhäusern mit beidseitigem 
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Grenzabstand zu ermöglichen, wird eine Ausnahme von der Festsetzung gewährt, sofern 
eine entsprechende Abstimmung mit den Eigentümern der jeweiligen Nachbargrundstücke 
erfolgt ist. 
 
Neben der entlang der bestehenden Bebauung verlaufenden Baulinie, die dazu dient, die 
vorhandene, für diesen Bereich typische Struktur zu erhalten, werden Baugrenzen derart 
festgesetzt, dass die Gebäude in ausreichender Tiefe und mit ausreichendem Abstand zwi-
schen Straßenrand- und rückwärtiger Bebauung errichtet werden können. 
Die westliche Baugrenze des Bereichs 2 wurde mit einem größeren Abstand zur Grund-
stücksgrenze als nach Landesbauordnung notwendig festgesetzt. Für das Grundstück 
Schmiedegasse 29 bleibt damit dennoch eine Baufensterbreite von 8,9 – 9,4 m – gemessen 
jeweils senkrecht zur östlichen Grundstücksgrenze. Üblicherweise werden Doppelhaushälf-
ten mittlerweile eher auf schmaleren Grundrissen entwickelt. Zudem kann innerhalb der 
Baugrenze auf dem entsprechenden Grundstück ein rechteckiger Hauptbaukörper errichtet 
werden, durch den die zulässige Grundfläche (GR) von 120 m² vollständig ausschöpft wird. 
D.h., da der angrenzenden Bebauung entlang der Riedlangstraße nur wenig Gartenfläche 
zur Verfügung steht und auch unter Berücksichtigung dieser Baugrenze eine angemessene 
Bebauung errichtet werden kann, wäre ein reduzierter Abstand eine vermeidbare Beeinträch-
tigung der vorhandenen Bebauung. 
 
Da die Baugrenzen entsprechend der grundsätzlichen Baustruktur parallel zur Straße geführt 
werden, kann auch in dem Zusammenhang die aktuelle Lage der seitlichen Grenzen im Hin-
blick auf die Errichtung von rechtwinkligen Grundrissen problematisch werden. Um hiermit 
eventuell verbundene Einschränkungen zu vermeiden, soll eine geringfügige Überschreitung 
der jeweils südlichen Baugrenzen zugelassen werden. Der Abstand – und somit die privaten 
Freiflächen - zwischen den beiden Reihen wird dadurch nur in Teilbereichen und nur gering-
fügig verringert. 
 
Da die vorhandene Bebauung z.T. geringfügig hinter der Straßengrenze verläuft, ist eine 
Überschreitung der entlang dieser Bebauung führenden Baulinie bis zur Grundstücksgrenze 
zulässig. Darüber hinaus dürfen die Baugrenzen sowie die Baulinie durch untergeordnete 
Bauteile geringfügig überschritten werden, um den Bauherren eine höhere Flexibilität zu er-
möglichen. Um eine Beeinträchtigung des ohnehin schon sehr schmalen Straßenraums zu 
vermeiden, ist bei einer Überbauung der Verkehrsfläche die entsprechende Behörde zu be-
teiligen. 
 
Um eine übermäßig hohe Versiegelung durch zu lange Zufahrten zu vermeiden und gleich-
zeitig ausreichend Spielraum für die Anordnung der Stellplätze und Garagen zu bieten, sind 
diese bis zu einer Grundstückstiefe von 50 m - dies entspricht der südlichen Baugrenze - 
zulässig. 
 
Die teilweise enge Bebauung und die durch die Erschließung bedingte Lage von Wohngär-
ten zum südlich liegenden Reiterweg, der auch als Spazierweg in die umgebende Feldflur 
dient, werden zur Abschirmung Sichtschutzwände erfordern. Aufgrund der Lage und Tiefe 
der Baufenster ist eine Beschränkung der Zulässigkeit auf die überbaubare Fläche nicht 
zweckdienlich und – insbesondere aufgrund der großen Entfernung gegenüber dem Reiter-
weg – notwendig. Sie sollen allerdings nur in dem Maße (Länge, Höhe) zugelassen werden, 
wie sie zum wirksamen Schutz eines Freisitzes bzw. des Wohngartens tatsächlich notwendig 
sind. 
 
Um die Erreichbarkeit und Versorgung der südlichen Bebauung auch im Fall einer Grund-
stücksteilung dauerhaft zu sichern, ist ein Wegerecht sowie die technische Erschließung 
(z.B. Trink- und Abwasserleitungen, Telekommunikationsleitungen) vorab dauerhaft zu si-
chern. Geh- Fahr- und Leitungsrechte sollen im Bebauungsplan jedoch nicht festgesetzt 
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werden, da sie die Flexibilität der Zufahrten einschränken würden, ohne andere Sicherungs-
instrumente wirkungsvoll zu ersetzen. 
 
 
Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
Die höchstzulässige Zahl von Wohnungen in Wohngebäuden wird auf zwei begrenzt, wobei 
die zweite Wohnung lediglich eine untergeordnete Einheit (Einliegerwohnung) darstellt. 
Durch diese Beschränkung wird die Nutzungsdichte geregelt und an die vorhandenen bauli-
chen Strukturen angepasst. Es wird eine übermäßige Verdichtung durch überproportional 
viele Kleinwohnungen oder Appartements mit entsprechenden verkehrlichen Auswirkungen 
verhindert. Dennoch wird die – insbesondere für die vorgesehenen Strukturen – häufig 
nachgefragte Errichtung von eigenständigen Wohneinheiten z.B. für eine dritte Generation 
ermöglicht. 
 
 
Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesim-

missionsschutzgesetzes 
Das Plangebiet liegt in einem Bereich, der Geräuscheinwirkungen unterschiedlicher Art un-
terliegt. In der schalltechnischen Untersuchung [5] wurden entsprechend Immissionen durch 
die Nutzung der südlich und südöstlich liegenden Sport- und Freizeitanlagen, durch den Kfz-
Verkehr auf den Straßen in der Umgebung (L 534 (Hoher Weg), Hauptstraße) und den 
Schienenverkehr (Stadtbahnwendeschleife östlich des Plangebiets und DB-Strecke) unter-
sucht und bewertet. Ebenso betrachtet wurden Einwirkungen durch die gewerblichen Nut-
zungen der südöstlich gelegenen Vereinsgaststätte sowie dem benachbarten landwirtschaft-
lichen Betrieb mit Pferdepension. 
Da keine Nutzungsart festgesetzt wird und auch nach § 34 BauGB keine eindeutige Zuord-
nung zu einer Gebietsart nach BauNVO möglich ist, wird das Gebiet auch im Hinblick auf 
Schallimmissionen als Gemengelage betrachtet. Die zu beachtenden relevanten Werte lie-
gen somit zwischen denen für allgemeine Wohngebiete (WA) und denen für Dorfgebiete 
(MD). 
Um der zu erwartenden überwiegenden Wohnnutzung im Geltungsbereich gerecht zu wer-
den, werden, sofern notwendig, dennoch zumindest Hinweise zu Schallschutzmaßnahmen in 
die Planung aufgenommen, durch die die Werte für allgemeine Wohngebiete eingehalten 
werden können.  
 
Sport- und Freizeitlärm: 
Die Berechnung der Immissionen durch die umliegenden Sport- und Freizeitanlagen (Ball-
spielfläche, Bolzplatz, Reitplatz und Reithalle, Tennisplätze und Beach-Sportanlage) erfolgt 
auf Grundlage der bei den jeweiligen Vereinen abgefragten Nutzungsarten und –intensitäten 
bzw. der festgelegten Nutzungsregelungen (Bolzplatz südlich des Geltungsbereichs). Die 
Emissionen der zugeordneten Parkplatzfläche östlich des Sportplatzes werden gemäß Park-
platzlärmstudie des Bayrischen Landesamtes für Umwelt berechnet und in die Gesamtbe-
trachtung einbezogen. Die Beurteilung erfolgt auf Basis der 18. BImSchV. Demnach sind in 
einem allgemeinen Wohngebiet / Dorfgebiet folgende IRW (Immissionsrichtwerte) einzuhal-
ten: 
tags – außerhalb der Ruhezeit: 55 dB(A) / 60 dB(A) 
tags – innerhalb der Ruhezeit: 50 dB(A) / 55 dB(A) 
 
Die jeweiligen Beurteilungszeiträume sind folgendermaßen definiert: 
 

 Werktage: Sonn- und Feiertage: 

Tag – außerhalb der Ruhezeiten: 8.00 – 20.00 Uhr 9.00 – 13.00 Uhr und 



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 638 'Südlich Schmiedegasse' 
 
 

 
4-124 F.Hil 3118 - 12 - Stand: 11/2014
 

15.00 – 20.00 Uhr 

Tag – innerhalb der Ruhezeiten: 6.00 – 8.00 Uhr und 
20.00 – 22.00 Uhr 

7.00 – 9.00 Uhr, 
13.00 – 15.00 Uhr und 
20.00 – 22.00 Uhr 

 
Da keine der Anlagen nachts genutzt wird, entfällt eine Betrachtung dieses Zeitraums. 
 
Um mit den Berechnungen auf der sicheren Seite zu sein, wurde zum einen der Bolzplatz 
südlich des Geltungsbereichs so betrachtet, als würde er auch eine Stunde in der abendli-
chen Ruhezeit – also noch nach der festgelegten Nutzungszeit – bespielt. Zum anderen 
wurde auch der Sportplatz über den ganzen Nutzungszeitraum mit den entsprechend höhe-
ren Emissionspegeln eines Bolzplatzes betrachtet, auch wenn er abends (18.00 – 21.00 Uhr) 
durch 'normales' Fußballspielen genutzt wird. 
Die schalltechnische Untersuchung ergibt, dass unter Berücksichtigung der o.g. Rahmenbe-
dingungen selbst die relevanten IRW für ein allgemeines Wohngebiet sowohl in den Baufel-
dern als auch in den potentiellen Freibereichen (Terrassen, Freisitze) eingehalten und z.T. 
sogar deutlich unterschritten werden. Im lautesten Geschoss wurden folgende Maximalwerte 
an den betrachteten Immissionspunkten ermittelt: 
werktags – außerhalb der Ruhezeit: 50,2 dB(A) 
werktags – innerhalb der Ruhezeit (abends): 47,6 dB(A) 
sonn- und feiertags – innerhalb der Ruhezeit (nachmittags): 47,2 dB(A) 
 
 
Verkehrslärm: 
Die Berechnung der Immissionen durch den Kfz-Verkehr auf den Straßen in der Umgebung 
(B 44, L 534 (Hoher Weg), K 7, Hauptstraße) erfolgt gemäß RLS-90 auf Grundlage der Ver-
kehrsmengen im Analyse-Null-Fall 2011. Die Berechnung der Emissionen durch Schienen-
verkehr (Stadtbahnwendeschleife östlich des Plangebiets und DB-Strecke) erfolgt gemäß 
Schall-03 auf Grundlage der Zugdaten für die Strecke 3280 (LU-Rheingönheim – LU-Hbf. 
Tief) Prognose 2025 sowie dem Fahrplan der Straßenbahn für die Endhaltestelle Rheingön-
heim. 
Die Beurteilung erfolgt anhand der Orientierungswerte der DIN 18005. Danach sind in einem 
allgemeinen Wohngebiet / Dorfgebiet folgende Werte zu berücksichtigen: 
tags: 55 dB(A) / 60 dB(A) 
nachts: 45 dB(A) / 50 dB(A) 
Tags wurden an den Bestandsgebäuden entlang Schmiedegasse sowie entlang der geplan-
ten Neubebauung Werte zwischen 47,2 und 55 dB(A) im lautesten Geschoss ermittelt. Im 
übrigen Plangebiet werden die Orientierungswerte ebenfalls eingehalten bzw. unterschritten, 
sodass auch potentielle Freibereiche mit Aufenthaltsfunktion nicht negativ beeinflusst wer-
den. 
 
Nachts werden die Orientierungswerte für ein allgemeines Wohngebiet an der Nordseite der 
Bestandsgebäude um 1,4 – 2,5 dB(A) überschritten. An der Südseite des Gebäudes werden 
sie im lautesten Geschoss um 5,5 – 2,0 dB(A) unterschritten. Nachts störempfindliche Nut-
zungen (Schlaf- und Kinderzimmer) sollten daher nach Süden orientiert werden. Die Festset-
zung passiver Schallschutzmaßnahmen ist nicht notwendig, da es sich hier um Bestandsge-
bäude handelt, deren zulässige Nutzung sich nicht durch die vorliegende Planung ändert und 
zudem die relevanten Orientierungswerte für ein Dorfgebiet auch an der Nordseite mindes-
tens um 2,5 dB(A) unterschritten werden. 
Entlang der Baugrenzen der geplanten Neubebauung beträgt die Überschreitung der rele-
vanten Werte für ein allgemeines Wohngebiet 0,8 – 3,4 dB(A). Auch hier ist die Festsetzung 
von Schallschutzmaßnahmen nicht notwendig, da die Orientierungswerte für ein Dorfgebiet 
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um mindestens 1,6 dB(A) unterschritten werden. 
Um nachts störempfindliche Nutzungen (Schlaf- und Kinderzimmer) so zu schützen, als 
wenn sie in einem allgemeinen Wohngebiet liegen würden, wären schallgedämmte kontrol-
lierte Be- und Entlüftungsanlagen vorzusehen. Ein entsprechender Hinweis wird formuliert.  
Da die Immissionen bei freier Schallausbreitung ermittelt wurden, besteht die Möglichkeit, 
dass je nach künftiger Bebauung ausschließlich die Südfassaden betroffen wären. Bei ge-
eigneter Grundrissgestaltung, die eine Belüftung der Schlaf- und Kinderzimmer ausschließ-
lich über die übrigen Fassaden ermöglicht, könnte unter diesen Umständen auch ohne Belüf-
tungseinrichtungen die Orientierungswerte für ein allgemeines Wohngebiet eingehalten wer-
den. 
 
 
Gewerbelärm: 
Zur Beurteilung der Gewerbelärmeinwirkungen wurden sowohl der direkt an das Plangebiet 
angrenzende landwirtschaftliche Betrieb mit Pferdepension als auch die nahegelegene Ver-
einsgaststätte betrachtet. Grundlage waren jeweils die abgefragten Nutzungsarten und –
intensitäten. Die Beurteilung erfolgt anhand der Immissionsrichtwerte (IRW) der TA Lärm und 
der Orientierungswerte der DIN 18005. Folgende Werte sind für allgemeine Wohngebiete / 
Dorfgebiete jeweils einzuhalten: 
tags: 55 dB(A) / 60 dB(A)  
nachts: 40 dB(A) / 45 dB(A) 
Für den landwirtschaftlichen Betrieb wurden neben den üblichen Traktorfahrten (Abtransport 
Dung, Anlieferung Stroh / Heu, Ernteeinsatz) auch die speziell mit der Pferdepension in Zu-
sammenhang stehenden Emissionen betrachtet (Hufschmied, Bearbeitung des Reitplatzes 
mit Schlepper und Grubber, Parkplatz der Pferdepension). Für die Beurteilung der Vereins-
gaststätte wird eine ständige Nutzung des Freisitzes im Zeitraum zwischen 17.00 und 22.00 
Uhr sowie in der lautesten Nachtstunde durch 40 Gäste angenommen. Es wird davon aus-
gegangen, dass der Parkplatz auf dem Sportgelände östlich des Sportplatzes auch von den 
Gästen der Vereinsgaststätte genutzt wird. Die entsprechenden, nach Bayrischer Parkplatz-
lärmstudie ermittelten Werte für die o.g. Zeiträume werden in die Berechnung einbezogen. 
 
Nachts wird selbst der relevante Wert für ein allgemeines Wohngebiet auch in der ungüns-
tigsten (lautesten) Stunde an den Bestandsgebäuden sowie der geplanten Baugrenze um 
mindesten 8,9 dB(A) unterschritten. 
Tags werden IRW / Orientierungswert für allgemeine Wohngebiete an der Bestandsbebau-
ung um mindestens 8,5 dB(A) unterschritten. Ebenso wird der relevante Wert im überwie-
genden Teil der neu geplanten Bebauung eingehalten werden. Lediglich direkt angrenzend 
an den landwirtschaftlichen Betrieb wird ab einem Abstand zur östlichen Grundstücksgrenze 
von etwa 12 m und weniger der Wert für allgemeine Wohngebiete um bis zu 6,3 dB(A) über-
schritten. Hierbei wurde die schalltechnisch ungünstigste Situation angenommen, dass im 
landwirtschaftlichen Betrieb Fahrten mit dem Traktor auch in der Ruhezeit am Morgen (6.00 
– 7.00 Uhr) stattfinden. Gemäß TA Lärm wird dieser Zeitraum mit 6 dB(A) beaufschlagt. 
Auch der IRW für ein Dorfgebiet wird innerhalb der Baugrenze überschritten. Zur Gewähr-
leistung der Einhaltung des Immissionsrichtwerts sollen daher an der Ostfassade des dem 
landwirtschaftlichen Betrieb nächstgelegenen geplanten Gebäudes keine zu öffnenden Fens-
ter von störempfindlichen Nutzungen (Wohnzimmer, Arbeitszimmer, Schlaf- und Kinderzim-
mer, Wohnküchen) angeordnet werden. Die Errichtung potenzieller Freibereiche mit Aufent-
haltsfunktion ist ohne Einschränkung möglich, da hier der Zuschlag für die Ruhezeit am Mor-
gen nicht berücksichtigt werden muss. 
 
 
Aufgrund der im Gebiet ermittelten maßgeblichen Außenlärmpegel, die sich gemäß DIN 
4109 aus den Immissionen des Gewerbe- und Verkehrslärms zusammensetzen, wird im ge-
samten Gebiet der Lärmpegelbereich (LPB) II festgesetzt. Unabhängig von einer Gebietsart 
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ergeben sich hieraus Anforderungen an die Gebäudehüllen in Abhängigkeit von der jeweili-
gen Nutzung des Gebäudes. Das aus der Festsetzung resultierende erforderliche Bauschall-
dämm-Maß R’w,res beträgt für die im Gebiet zulässigen Nutzungen jeweils 30 dB(A) (DIN 
4109, Tabelle 8). Diese Anforderungen werden bei Massivbauweise meist schon wegen der 
Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) eingehalten, sodass zusätzlicher Auf-
wand hier nicht erforderlich ist. 
 
 
Private Grünfläche 
Aufgrund der großen Grundstücksgrößen und der Lage am Reiterweg, der auch als Spa-
zierweg in die nahegelegene Feldflur dient, wird der südliche Geltungsbereich als private 
Grünfläche festgesetzt. Die zulässige Nutzung als Nutz- und Ziergärten bzw. Streuobstwie-
sen entspricht den vorhandenen Strukturen. 
Durch die große Fläche ist auch neben den ohnehin üblichen Gerätehäuschen oder sonsti-
gen Nebenanlagen (z.B. auch Schwimmbäder, Schwimmteiche, Gartenteiche) die Errichtung 
von Gewächshäusern auf den Grundstücken ohne Störung des Ortsbildes möglich und wird 
daher zugelassen. Dennoch muss auch für diese Anlagen eine Flächen- und Höhenbe-
schränkung sowie eine Mindestgröße des Anteils der Grünfläche festgesetzt werden, um 
eine Massierung der Anlagen zu vermeiden. Die gewählte Größe wird für eine nicht-
kommerzielle Gartennutzung als ausreichend betrachtet. 
Den in dem vorliegenden Gebiet auch zulässigen Gartenbaubetrieben wird eine größere 
Ausnutzung der Fläche durch Gewächshäuser zugestanden, um den Betrieb auch wirtschaft-
lich nutzen zu können. Mit 50 % nicht-überbauter Fläche bleibt dennoch ausreichend Freiflä-
che übrig. Für den Fall, dass für diese Art der Nutzung mehrere Grundstücke zusammenge-
legt werden, wird die Gesamtfläche auf 500 m² begrenzt. 
 
Innerhalb des südlich des Geltungsbereichs liegenden Reiterwegs liegt der verrohrte Brück-
weggraben. Zu dieser Verrohrung ist mit baulichen Anlagen grundsätzlich ein Abstand von 
10 m freizuhalten. Innerhalb dieses Bereichs ist für die Errichtung von baulichen Anlagen, 
Auffüllungen, Einzäunungen u.ä. eine wasserbehördliche Genehmigung nach § 76 Landes-
wassergesetz (LWG) notwendig. 
 
 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden , Natur und Landschaft 
Grundsätzlich soll aufgrund des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) das anfallende Nieder-
schlagswasser auf den Grundstücken versickert und so dem Wasserkreislauf wieder zuge-
führt werden. Da für den vorliegenden Geltungsbereich zudem die Kanalkapazitäten durch 
die bereits vorhandene Versiegelung sowie dem zu erwartenden zusätzlichen Abwasser 
ausgeschöpft sind, wird hier die Versickerung oder anderweitige Verwertung (z.B. Sammlung 
in Zisternen zur Gartenbewässerung oder für Brauchwasser mit verringerten Qualitätsan-
sprüchen) festgesetzt. Aufgrund der relativ geringen zusätzlich möglichen Flächenversiege-
lung von ca. 400 m² (siehe Kapitel 6.1 ‚Umweltbelange‘) und den im Verhältnis sehr großen 
unversiegelten privaten Grünflächen ist davon auszugehen, dass das anfallende Nieder-
schlagswasser mit vertretbarem Aufwand bewältigt werden kann. Neben der Möglichkeit der 
Versickerung stehen auch ausreichend Flächen zur Errichtung von Rückhalte- bzw. Ver-
dunstungsanlagen oder Wasserspeichern zur Verfügung. Zu berücksichtigen ist die Ablage-
rung, die sich auf einer kleinen Fläche im Südosten des Geltungsbereichs befindet (siehe 
Kapitel 8.2 ‚Bodenverunreinigungen‘). 
 
 
Örtliche Bauvorschriften 
Stellplätze 
Aufgrund des engen Straßenquerschnitts soll das Parken im Straßenraum möglichst vermie-
den werden. Daher wird eine über den Mindestanforderungen der Landesbauordnung lie-
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gende Anzahl notwendiger Stellplätze gefordert. Da die jeweils zweite Wohneinheit deutlich 
untergeordnet sein muss, kann davon ausgegangen werden, dass für diese ein Stellplatz 
ausreichend ist. 
 
 
Dächer 
Ein wesentliches Gestaltungselement eines Baugebietes ist das Dach. Vor allen Dingen sei-
ne Form und sein Volumen prägen das Straßen- sowie das Gesamtbild. Im Bestand finden 
sich bereits verschiedene Dachformen, die jedoch alle symmetrisch geneigt sind. Die Ge-
bäude entlang der Schmiedegasse sind sowohl giebel- als auch traufständig angeordnet. In 
Anlehnung an die vorhandenen Strukturen werden entsprechend symmetrisch geneigte Dä-
cher mit einer Dachneigung von 30 – 45° zugelassen. Um Dächer von Doppelhäusern zu 
harmonisieren, wird zum einen eine zwingende Dachneigung festgesetzt, wenn nicht ander-
weitig gesichert werden kann, dass die Gebäude mit gleicher Dachneigung errichtet werden. 
Zum anderen wird die Firstrichtung vorgegeben, sodass Trauf- und Firstrichtung der jeweili-
gen Doppelhaushälften parallel verlaufen. Neben dem ruhigeren optischen Eindruck bietet 
diese Festsetzung auch konstruktive Vorteile – insbesondere dann, wenn die Doppelhaus-
hälften nicht als Einheit errichtet werden. 
 
 
Einfriedungen, Sicht- und Windschutzanlagen 
Entlang der Schmiedegasse sind Einfriedungen bis zu einer Höhe von 1,8 m zulässig. Dies 
entspricht der vorhandenen Struktur und unterstützt die Wirkung der Straßenrandbebauung. 
Aufgrund der Funktion als Verbindungsweg in die freie Feldflur und damit bereits Bestandteil 
der Grünverbindungen, sind entlang des Reiterwegs Einfriedungen nur als Hecke aus Laub-
gehölz zulässig. Aufgrund der Lage an einer Fläche mit relativ geringer sozialer Kontrolle soll 
dennoch durch die Festsetzung des zulässigen innenliegenden Zauns mit entsprechender 
Höhe dem Bedürfnis nach Sicherheit Rechnung getragen werden. 
Durch die Zulässigkeit von Sichtschutzanlagen wird dem insbesondere zwischen den Dop-
pelhäusern bzw. zwischen straßenseitiger und hinterliegender Bebauung bestehenden Be-
dürfnis nach Privatsphäre Rechnung getragen. Durch die Größenbeschränkung wird ein zu 
starkes ‚Einhausen‘ mit entsprechend möglichen negativen Auswirkungen auf die Nachbar-
grundstücke (z.B. Verschattung) erreicht. Darüber hinaus gewünschter Sicht- und Wind-
schutz kann durch entsprechende Bepflanzungen erreicht werden. 
 
 
Hinweise 
Es wurden Hinweise auf weitere gesetzliche Verpflichtungen und Gegebenheiten, die von 
Seiten des Architekten und Bauherren – unabhängig vom Baurecht - beachtet werden soll-
ten, aufgenommen. 
 
 
WEITERE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

Umweltbelange 
Der vordere Bereich der z.T. sehr tiefen Grundstücke entlang der Schmiedegasse ist bereits 
bebaut. Auf drei der Grundstücke sind zudem noch große Scheunen- und sonstige Neben-
gebäude mit entsprechender Versiegelung der Höfe vorhanden. Auf den übrigen Grundstü-
cken befinden sich in den rückwärtigen Bereichen zumindest kleinere Nebenanlagen (Gar-
tenhäuser, Gewächshäuser, befestigte Freiflächen, Gartenteich) – auch in dem künftig als 
Grünfläche vorgesehenen Bereich. Ansonsten werden die rückwärtigen Grundstücksberei-
che überwiegend als Zier- und Hausgarten in unterschiedlicher Intensität genutzt. 
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Die bestehenden Strukturen (alte Scheunen, alter Baumbestand, große zusammenhängende 
unversiegelte Flächen) bieten Brut- und Lebensstätten für diverse Tierarten (z.B. Fleder-
mausarten) und Pflanzenstandorte. Inwieweit durch die Umsetzung des Bebauungsplans 
besonders bzw. streng geschützte Arten betroffen sein könnten, wurde im Rahmen des Ver-
fahrens nicht begutachtet, da eine jetzige artenschutzfachliche Untersuchung u.U. zum Zeit-
punkt der Umsetzung der Planung gegenstandslos wäre. Im Gegensatz zu anderen Bebau-
ungsplänen, durch die z.B. Baurecht auf Ackerflächen geschaffen wird oder die der Konver-
sion von z.B. Gewerbeflächen dienen, kann im vorliegenden Geltungsbereich nicht von einer 
kurzfristigen Umsetzung der Planung ausgegangen werden. Nicht alle Grundstückseigentü-
mer im Plangebiet hatten Interesse an einer zeitnahen Bebauung der rückwärtigen Bereiche. 
Gleichzeitig unterliegen die z.T. intensiv genutzten Grün- bzw. Gartenbereich einer ständigen 
Änderung. Auch sind eventuell derzeit vorkommende Arten nicht zwangsläufig standorttreu. 
Eine Betrachtung und Würdigung nach Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) (Kapitel 5, 
Abschnitt 3 ‚besonderer Artenschutz‘ – insbesondere § 44 BNatSchG) erfolgt somit sinnvoll-
erweise jeweils aktuell im Rahmen des nachgelagerten Bauantragsverfahrens bzw. rechtzei-
tig vor sonstigen Maßnahmen. So muss bei Abriss einer Scheune zum geeigneten Zeitpunkt 
eine Begehung zur Überprüfung z.B. eventueller Fledermausvorkommen erfolgen, um dem 
BNatSchG genüge zu tun. 
Grundsätzlich gilt, dass z.B. Arbeiten an Bäumen und Sträuchern (Fällen, Roden, Schnei-
den, Auslichten) nur außerhalb der Brutzeit erfolgen dürfen. 
 
Im gesamten Plangebiet ist aktuell eine Fläche von ca. 2.800 m² versiegelt. Durch die Pla-
nung wird es – sofern kein Gartenbaubetrieb mit entsprechend zulässigen Gewächshäusern 
errichtet wird und sich die Zuschnitte der Grundstücke im Bereich der privaten Grünfläche 
nicht ändert – mit einer zulässigen Gesamtversiegelung von 2.700 m² somit zu keiner Erhö-
hung des Gesamtversiegelungsgrades kommen. Sollten die Grundstücke im Bereich der 
privaten Grünfläche derart geteilt werden, dass mehrere Grundstücke mit einer Größe von 
350 m² entstehen, wäre eine Versiegelung von 2.880 m² und somit eine nur unwesentliche 
Erhöhung der Gesamtversiegelung möglich. Unter Berücksichtigung eines Gartenbaubetrie-
bes wäre maximal eine Fläche von 3.170 m² überbaubar, also etwa 41 % des gesamten 
Plangebiets. Diese geringfügige Erhöhung wird sich nicht wesentlich auf die zu berücksichti-
genden Umweltbelange auswirken. Insbesondere bei Betrachtung der ohne die Planung 
kaum eingeschränkten möglichen weiteren Versiegelung der großen Grundstücke durch zu-
sätzliche Nebenanlagen. 
 
Durch die Festsetzung der großen privaten Grünfläche zum Erhalt der Zier- und Hausgärten 
sowie der Regelungen zur möglichen maximalen Versiegelung und der Niederschlagswas-
serversickerung werden die nachteiligen Auswirkungen der Planung auf Boden, Wasser-
haushalt, Flora und Fauna sowie Klima minimiert. 
 
 
Klimaschutz und Klimaanpassung 
Abgesehen von der Sicherung der großen Grünfläche werden keine besonderen Maßnah-
men zum Klimaschutz bzw. zur Nutzung regenerativer Energieformen getroffen. Da jedoch 
auch unter Berücksichtigung der z.T. festgesetzten Firstrichtung günstige Dachneigungen 
zulässig sind, sind gute Voraussetzungen zur Nutzung solarer Energie gegeben. Wie bereits 
unter 6.1 ‚Umweltbelange‘ beschrieben, wird auch keine bzw. nur eine geringfügig größere 
Fläche versiegelt und somit das Mikroklima nicht beeinträchtigt. 
Gesamtstädtisch gesehen wirkt sich eine Nachverdichtung an günstiger, bereits erschlosse-
ner, innerörtlicher Stelle grundsätzlich auch günstig auf das Klima aus, da weitere Flächen-
versiegelung durch Neubaugebiete samt notwendiger Erschließung vermieden wird. 
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ABWÄGUNG DER ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE 

Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB 
Die Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB erfolgte mittels Übersendung des Entwurfs des Be-
bauungsplans samt Entwurf der Begründung. Den Beteiligten wurde ein Monat zur Stellung-
nahme eingeräumt. 
Die Anregungen finden sich in Kapitel 9 unter Anlage 1. Sie werden entsprechend der fol-
genden Stellungnahmen der Verwaltung behandelt: 
 
Stellungnahme zu den Anregungen der Deutschen Telekom Technik GmbH (siehe Anlage 
1.1) 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Umsetzung der Planung 
angemessen berücksichtigt. In der textlichen Festsetzung I. C 5. ist planungsrechtlich gesi-
chert, dass die rückwärtige Bebauung nur zulässig ist, sofern die Erschließung dauerhaft 
öffentlich-rechtlich gesichert ist. Durch Ergänzung vor der Offenlage gemäß § 3 (2) BauGB 
wurde in der Festsetzung klargestellt, dass es sich hierbei sowohl um die verkehrliche als 
auch die technische Erschließung handelt. Somit ist die Möglichkeit der Erschließung der 
rückwärtigen Bebauung auch durch Telekommunikationsanlagen gesichert. 
 
 
Stellungnahme zu den Anregungen der Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer 
(siehe Anlage 1.2) 
Ein entsprechender Hinweis ist im Textteil des Bebauungsplans formuliert - zum Satzungs-
beschluss unter III. 5. Eine Änderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht er-
forderlich. 
 
 
Stellungnahme zu den Anregungen der Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH (sie-
he Anlage 1.3) 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Umsetzung der Planung an-
gemessen berücksichtigt. Eine Änderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht 
erforderlich. 
 
 
Stellungnahme zu den Anregungen des Kampfmittelräumdienstes (siehe Anlage 1.4) 
Ein entsprechender Hinweis ist im Textteil des Bebauungsplans formuliert - zum Satzungs-
beschluss unter III. 6. Eine Änderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht er-
forderlich. 
 
 
Stellungnahme zu den Anregungen des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-
Pfalz (siehe Anlage 1.5) 
zu ‚Bergbau / Altbergbau‘: 
Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen. Die vorliegende Planung steht den genannten 
Aufsuchungserlaubnissen nicht entgegen. 
zu ‚Boden und Baugrund‘: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Umsetzung der Planung an-
gemessen berücksichtigt.  
zu ‚mineralische Rohstoffe‘: 
Es sind keine landespflegerischen Kompensationsmaßnahmen notwendig. Somit kommt es 
zu keinerlei Überschneidungen mit den im Regionalen Raumordnungsplan [2] ausgewiese-
nen Rohstoffsicherungsflächen. 
zu ‚Radonprognose‘: 
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Ein entsprechender Hinweis ist im Textteil des Bebauungsplans formuliert - zum Satzungs-
beschluss unter III. 7. 
 
Eine Änderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich. 
 
 
Stellungnahme zu den Anregungen der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz (siehe An-
lage 1.6) 
Der Anregung im Hinblick auf die Berücksichtigung der Geruchsemissionen des dem Gebiet 
angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebs mit Pferdepension wird dadurch gefolgt, dass im 
Bebauungsplan keine Festsetzung zur Gebietsart getroffen wird. Die Planung wurde vor der 
Offenlage gemäß § 3 (2) BauGB geändert. 
Eine gutachterliche Untersuchung wurde nicht vorgenommen. Nach Rücksprache mit ver-
schiedenen Gutachtern war festzustellen, dass die Bebauung in einem allgemeinen Wohn-
gebiet (WA) voraussichtlich größeren als den im Gebiet möglichen Abstand zum landwirt-
schaftlichen Betrieb einhalten müsste. Dies gilt auch unter Berücksichtigung der bereits sei-
tens des Betriebs getroffenen Maßnahmen. Angemessene Maßnahmen zum Schutz für Ge-
ruchsimmissionen im Plangebiet selbst, wie etwa gegen Lärmimmissionen, können nicht 
getroffen werden. Eine Ausweisung des Plangebietes als Dorfgebiet (MD), in dem diese 
Emissionen zulässig wären, wäre aufgrund der zu erwartenden Nutzung innerhalb des Plan-
gebietes voraussichtlich Etikettenschwindel.  
Bisher wurde der Bereich nach § 34 BauGB beurteilt, was zu keinerlei Konflikten im Plange-
biet selbst als auch in der Umgebung geführt hat, auch wenn das Gebiet keiner eindeutigen 
Kategorie nach BauNVO zugeordnet werden kann. Da hier das Gebot der gegenseitigen 
Rücksichtnahme Voraussetzung ist, kann auch bei einer zukünftigen Anwendung des § 34 
BauGB im Hinblick auf die Gebietsart das Entstehen einer unverträglichen Nutzungsmi-
schung ohne unzulässige Einschränkung des bestehenden landwirtschaftlichen Betriebs 
ausgeschlossen werden. Ein Verzicht auf die Festsetzung der Art der Nutzung wird daher als 
angemessen gesehen (siehe auch Kapitel 3.2 ‚Planungsziele und –grundsätze‘ und 5.1 ‚Pla-
nungsrechtliche Festsetzungen‘). Um das Konfliktpotential weiter zu minimieren, wird ein 
Hinweis auf den landwirtschaftlichen Betrieb und die möglichen Emissionen in den Textteil 
des Bebauungsplans aufgenommen (Hinweis III. 2). 
Da es sich um einen dorfgebietstypischen landwirtschaftlichen Betrieb mit entsprechenden 
Emissionen handelt, ist unter den o.g. Bedingungen eine gesonderte gutachterliche Untersu-
chung nicht notwendig. 
 
 
Stellungnahme zu der Anregung der Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (siehe Anlage 1.7) 
Aufgrund der Stellungnahme wurde die schalltechnische Untersuchung um die Auswirkun-
gen der Wendeschleife ergänzt. Da sich hierdurch die ermittelten Immissionen im Plangebiet 
gegenüber der ursprünglichen Berechnung nur in Teilbereichen und nur geringfügig erhöht 
haben (maximal 0,1 dB(A)), ist keine Änderung der Festsetzungen bzw. des entsprechenden 
Hinweises notwendig. Die in Kapitel 5.1.5 ‚Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Um-
welteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes‘ der Begründung genann-
ten ermittelten Mindest- und Höchstwerte ändern sich nicht, sodass auch die Begründung 
nicht geändert werden muss.  
Ein ggf. künftig zunehmender Stadtbahnverkehr im Tag- und Nachtzeitraum führt nach Aus-
sage des Gutachters nicht zu höheren Verkehrslärmbeurteilungspegeln innerhalb des Plan-
gebiets, da der Einfluss anderer Verkehrslärmquellen im Plangebiet deutlich überwiegt – 
selbst bei einer Zunahme von 200 %. 
In der gutachterlichen Stellungnahme zur vorliegenden Anregung wurde hinsichtlich der hal-
testellentypischen Emissionen (Läutwerk, Lautsprecherdurchsagen u.ä.) ausgeführt, dass 
eine Berücksichtigung nicht notwendig ist, da die östliche Grenze des Plangebietes sich mit 
ca. 150 m deutlich weiter entfernt von der Haltestelle befindet als die auf diesem Schallaus-
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breitungsweg nächstgelegene bestehende Wohnbebauung am Hohen Weg und der Schmie-
degasse (Entfernung ca. 50 m). Sollten künftig Maßnahmen notwendig werden, die auch 
dem Schutz der Bebauung im Plangebiet dienen würden, wäre diese Bestandsbebauung der 
Auslöser. 
 
 
Stellungnahme zu den Anregungen der SGD Süd – Regionalstelle Gewerbeaufsicht (siehe 
Anlage 1.8) 
zu 1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
zu 2: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
zu 3: 
Maßnahmen des Immissionsschutzes, die planungsrechtlich geregelt werden können, wur-
den auf geeignete Weise im Bebauungsplan festgesetzt (siehe Textliche Festsetzung I. E 
‚Passive Schallschutzmaßnahmen‘). Da aufgrund der Anregungen hinsichtlich der zu be-
rücksichtigenden Geruchsemissionen die Art der Nutzung nicht festgesetzt wird (s.u.) und 
auch nach § 34 BauGB keine eindeutige Zuordnung zu einer Gebietsart nach BauNVO mög-
lich ist, wird das Gebiet auch im Hinblick auf Schallemissionen als Gemengelage betrachtet. 
Um dennoch der zu erwartenden überwiegenden Wohnbebauung gerecht zu werden, wird 
im Textteil des Bebauungsplans unter III. 1 auf Maßnahmen verwiesen, durch die die Werte 
für allgemeine Wohngebiete eingehalten werden können (siehe auch Kapitel 5.1.5 ‚Festset-
zungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissions-
schutzgesetzes‘). 
 
Der Anregung im Hinblick auf die Berücksichtigung der Geruchsemissionen des dem Gebiet 
angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebs mit Pferdepension wird dadurch gefolgt, dass im 
Bebauungsplan keine Festsetzung zur Gebietsart getroffen wird. Die Planung wurde vor der 
Offenlage gemäß § 3 (2) BauGB geändert. 
Eine gutachterliche Untersuchung wurde nicht vorgenommen. Nach Rücksprache mit ver-
schiedenen Gutachtern war festzustellen, dass die Bebauung in einem allgemeinen Wohn-
gebiet (WA) voraussichtlich größeren als den im Gebiet möglichen Abstand zum landwirt-
schaftlichen Betrieb einhalten müsste. Dies gilt auch unter Berücksichtigung der bereits sei-
tens des Betriebs getroffenen Maßnahmen. Angemessene Maßnahmen zum Schutz für Ge-
ruchsimmissionen im Plangebiet selbst, wie etwa gegen Lärmimmissionen, können nicht 
getroffen werden. Eine Ausweisung des Plangebietes als Dorfgebiet (MD), in dem diese 
Emissionen zulässig wären, wäre aufgrund der zu erwartenden Nutzung innerhalb des Plan-
gebietes voraussichtlich Etikettenschwindel.  
Bisher wurde der Bereich nach § 34 BauGB beurteilt, was zu keinerlei Konflikten im Plange-
biet selbst als auch in der Umgebung geführt hat, auch wenn das Gebiet keiner eindeutigen 
Kategorie nach BauNVO zugeordnet werden kann. Da hier das Gebot der gegenseitigen 
Rücksichtnahme Voraussetzung ist, kann auch bei einer zukünftigen Anwendung des § 34 
BauGB im Hinblick auf die Gebietsart das Entstehen einer unverträglichen Nutzungsmi-
schung ohne unzulässige Einschränkung des bestehenden landwirtschaftlichen Betriebs 
ausgeschlossen werden. Ein Verzicht auf die Festsetzung der Art der Nutzung wird daher als 
angemessen gesehen (siehe auch Kapitel 3.2 ‚Planungsziele und –grundsätze‘ und 5.1 ‚Pla-
nungsrechtliche Festsetzungen‘). Um das Konfliktpotential weiter zu minimieren, wird ein 
Hinweis auf den landwirtschaftlichen Betrieb und die möglichen Emissionen in den Textteil 
des Bebauungsplans aufgenommen (Hinweis III. 2). 
Da es sich um einen dorfgebietstypischen landwirtschaftlichen Betrieb mit entsprechenden 
Emissionen handelt, ist unter den o.g. Bedingungen eine gesonderte gutachterliche Untersu-
chung nicht notwendig. 
zu 4: 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Zusendung des Gutachtens wurde Im Rah-
men der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB nicht erbeten und nach Rückspra-
che auch nicht nachträglich gewünscht. 
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Stellungnahme zu den Anregungen der SGD Süd – Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall-
wirtschaft, Bodenschutz (siehe Anlage 1.9) 
zu 1: 
Die Wasserversorgung kann in ausreichender Quantität und Qualität gesichert werden. 
zu 2: 
In der genannten Stellungnahme hat der WBL – Bereich Stadtentwässerung hinsichtlich der 
Schmutzwasserableitung erläutert, dass die Erschließung im Sinne der Abwassersatzung 
solange gesichert ist, solange die Grundstücke eine wirtschaftliche Einheit bilden. Sofern 
zusätzliche Anschlusskanäle benötigt werden, müssen die Herstellungskosten vom Grund-
stückseigentümer getragen werden. Allerdings ist die technische Umsetzung voraussichtlich 
kostenintensiv, da aufgrund der Höhenentwicklung z.B. Pumpwerke zum Heben des 
Schmutzwassers und zum Rückstauschutz notwendig werden könnten. Alternativ wäre für 
die Grundstücke Schmiedegasse 21 – 25 der Anschluss an den im Reiterweg gelegenen 
Mischwasserkanal möglich. 
Diese Hinweise werden zur Kenntnis genommen. In der textlichen Festsetzung I. C 5. ist 
planungsrechtlich gesichert, dass die rückwärtige Bebauung nur zulässig ist, sofern die Er-
schließung dauerhaft öffentlich-rechtlich gesichert ist. Durch Ergänzung vor der Offenlage 
gemäß § 3 (2) BauGB wurde in der Festsetzung klargestellt, dass es sich hierbei sowohl um 
die verkehrliche als auch die technische Erschließung handelt. 
zu 3: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Textteil des Bebauungsplans ist ein Hinweis 
auf die Hochwassersituation formuliert – zum Satzungsbeschluss unter III. 4. 
zu 4: 
Der Anregung wurde dadurch gefolgt, dass vor der Offenlage gemäß § 3 (2) BauGB die text-
liche Festsetzung I. G ergänzt wurde, wonach das nicht behandlungsbedürftige Wasser zu 
versickern oder als Brauchwasser zu sammeln und verwerten ist. Wie in der Begründung 
dargestellt ist aufgrund der geringfügig zusätzlich zulässigen Versiegelung in Verbindung mit 
den großen privaten Grünflächen anzunehmen, dass das anfallende Niederschlagswasser 
mit vertretbarem Aufwand bewältigt werden kann (siehe auch Kapitel 5.1.7 ‚Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft‘). Die not-
wendige Entwässerungsplanung erfolgt im Rahmen des Bauantragsverfahrens. 
zu 5: 
Der Anregung wurde dadurch gefolgt, dass vor der Offenlage gemäß § 3 (2) BauGB die text-
liche Festsetzung F 3. ergänzt wurde, wonach in einem 10 m breiten Bereich entlang der 
südlichen Grundstücksgrenze bauliche Anlagen u.ä. nur in Abstimmung mit wasserbehördli-
cher Genehmigung zulässig sind. Da der verrohrte Brückweggraben innerhalb des Reiter-
wegs liegt, ist somit der freizuhaltende Bereich breiter als gefordert, erleichtert aber die Ein-
schätzung der Notwendigkeit für die Grundstückseigentümer, da die Abgrenzung des Be-
reichs eindeutig erkennbar bzw. messbar ist. Eine Einschränkung der Grundstückseigentü-
mer ergibt sich hierdurch nicht, da eine Nutzung bzw. Überbauung nicht generell ausge-
schlossen wird und im Rahmen der notwendigen Abstimmung exakt geklärt werden kann, 
welche Maßnahmen in welchem Bereich durchgeführt werden dürfen. 
 
 
Stellungnahme zu den Anregungen der TWL AG (siehe Anlage 1.10) 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Umsetzung der Planung 
angemessen berücksichtigt. Eine Änderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist 
nicht erforderlich. 
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Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB 
Die Beteiligung gemäß § 3 (2) BauGB erfolgte mittels öffentlichen Aushangs des Entwurfs 
des Bebauungsplans samt Entwurf der Begründung für die Dauer eines Monats. 
 
Die Anregungen finden sich in Kapitel 9 unter Anlage 2. Sie werden entsprechend der fol-
genden Stellungnahme der Verwaltung behandelt: 
 
Stellungnahme zu den Anregungen von Herrn Mickert (siehe Anlage 2.1) 
(Die Stellungnahme erfolgte außerhalb der gesetzlichen Beteiligungsverfahren. Um sie den-
noch ausreichend zu würdigen, wird sie als Stellungnahme betrachtet, die im Rahmen der 
öffentlichen Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB abgegeben wurde. Zu diesem Verfahrens-
schritt war die Anregungen bereits entsprechend der vorliegenden Stellungnahme der Ver-
waltung in der Planung berücksichtigt.) 
 
Mit Schreiben vom Februar 2013 hat Herr Mickert die Betriebsbeschreibung übermittelt, die 
zur Ermittlung der aus dem landwirtschaftlichen Betrieb mit Pferdepension entstehenden 
Emissionen notwendig war. Diese wurden im Rahmen der durchgeführten schalltechnischen 
Untersuchung [5] ausgewertet und im Rahmen der Planung angemessen berücksichtigt (sie-
he Textliche Festsetzung I. E ‚Passive Schallschutzmaßnahmen‘ und Kapitel 5.1.5 ‚Festset-
zungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissions-
schutzgesetzes‘ der Begründung). 
Sowohl die Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz als auch die SGD Süd – Regionalstelle 
haben auf die Problematik der Geruchsemissionen hingewiesen. Wie in den entsprechenden 
Stellungnahmen in Kapitel 7.1 ‚Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB bereits er-
läutert, können im Plangebiet keine angemessenen Maßnahmen gegen Geruchsemissionen 
getroffen werden. Da die einzuhaltenden notwendigen Abstände für ein allgemeines Wohn-
gebiet (WA) so groß wären, dass eine Bebauung des Bereichs nicht mehr möglich wäre, die 
Ausweisung als Dorfgebiet (MD) aufgrund der zu erwartenden Nutzung voraussichtlich ei-
nem Etikettenschwindel gleichkommen würde, wurde bereits vor der Offenlage gemäß § 3 
(2) BauGB die Planung derart geändert, dass keine Nutzungsart festgesetzt wird. Die Beur-
teilung der Zulässigkeit einer beantragten Nutzung erfolgt – wie bisher – auf Basis von § 34 
BauGB. Es gilt das Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme (siehe auch Kapitel 3.2 ‚Pla-
nungsziele und –grund-sätze‘ und 5.1 ‚Planungsrechtliche Festsetzungen‘).Um das Konflikt-
potential weiter zu minimieren, wird ein Hinweis auf den landwirtschaftlichen Betrieb und die 
möglichen Emissionen in den Textteil des Bebauungsplans aufgenommen (Hinweis III. 2). 
 
 
Stellungnahme zu den Anregungen von Herrn und Frau Deuschel (siehe Anlage 2.2) ein-
schließlich folgender, telefonisch am 15. Mai 2014 übermittelten Ergänzung 

Da das Grundstück Schmiedegasse 29 genauso geschnitten ist und die gleiche Fläche 
aufweist, wie das Nachbargrundstück Schmiedegasse 27, auf dem das Baufenster nur 
3,0 m Abstand zur östlichen Nachbargrenze einhält, ist das eigene Baufenster auf-
grund der festgesetzten Baugrenze kleiner, was eine Ungleichbehandlung darstellen 
würde. 
Zudem hätten die Nachbarn der Riedlangstraße 16 / 18 erklärt, den Grundstücksteil 
kaufen zu wollen, sofern dort eine Bebauung möglich ist, um selbst dort zu bauen. Ein 
größeres Baufenster wäre also auch positiv für diese Nachbarn und somit wäre es ver-
tretbar, den westlichen Abstand von der Bau- zur Grundstücksgrenze auf 3,0 m zu ver-
ringern. 

Der vom Mindestmaß der Landesbauordnung (LBauO) abweichende Abstand der Baugrenze 
zu den westlichen Grundstücken wurde aufgrund der bestehenden Grundstücksstruktur ge-
wählt. Diese angrenzenden Grundstücke entlang der Riedlangstraße liegen senkrecht – also 
mit der Gartenseite – an das betreffende Grundstück Schmiedegasse 29 an. Es handelt sich 
hierbei – insbesondere im Einflussbereich der möglichen Bebauung - im Wesentlichen um 
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sehr schmale, kurze Grundstücke mit einseitiger Grenzbebauung und entsprechend beeng-
ter Gartenfläche. Zu betrachten ist hier also nicht der notwendige Abstand zwischen den Ge-
bäuden, der auch mit dem nach LBauO gewählten Abstand von 3,0 m mehr als ausreichend 
wäre, wie in den Anregungen dargestellt. Relevant ist vielmehr der Abstand des Gebäudes 
zur Gartenfläche, die ansonsten von allen Seiten dicht von Bebauung umschlossen wäre. 
Die bestehende Bepflanzung der Nachbargärten ist dabei unbeachtlich. 
Im Gegensatz hierzu liegt das Grundstück Schmiedegasse 27 beidseitig parallel zu den seit-
lich angrenzenden Grundstücken, so dass der Mindestabstand nach LBauO von 3,0 m zwi-
schen Baugrenze und östlicher Nachbargrenze vertretbar ist. Die großen Gartenflächen er-
strecken sich südlich der geplanten Bebauung. 
Anders als von den Einwendern angegeben, wurde in der digitalen Planzeichnung auf der 
Stadtgrundkarte eine Baufensterbreite zwischen ca. 8,9 m und ca. 9,4 m gemessen – jeweils 
senkrecht zur östlichen Baugrenze. Üblicherweise werden Doppelhaushälften eher auf 
schmaleren Grundrissen entwickelt. Zudem könnte innerhalb der Baugrenzen ein rechtecki-
ger Hauptbaukörper mit einer Grundfläche von ca. 121 m² errichtet werden. Somit kann die 
zulässige maximale Grundfläche auch ohne Beanspruchung der Möglichkeit der Baugren-
zenüberschreitung vollständig ausgeschöpft werden. Das näher Heranrücken mit der Bau-
grenze an das Nachbargrundstück wäre somit, wie in Kapitel 5.1.3. ‚Bauweise, Baulinien, 
Baugrenzen‘ dargestellt, eine vermeidbare Beeinträchtigung der benachbarten Bestandsbe-
bauung. Ein Nachteil für den Grundstückseigentümer ist nicht erkennbar. 
Der Hinweis auf mögliche Kaufabsichten der betroffenen Nachbarn kann hier nicht berück-
sichtigt werden. Es handelt sich hierbei zum einen nur um Hörensagen. Zum zweiten ist nicht 
sichergestellt, dass dieser potentiellen Absicht auch seitens des Grundstückseigentümers 
gefolgt würde und zum dritten steht zu vermuten, dass die eventuell bestehende Kaufabsicht 
nur im Hinblick auf die Abwehr zu nahe heranrückender Bebauung ausgesprochen wurde. 
Zudem haben sich ebendiese Nachbarn in ihrer Stellungnahme zum vorliegenden Bebau-
ungsplan gegen eine heranrückende Bebauung – auch unter Berücksichtigung des Abstands 
von 5,0 m – ausgesprochen (siehe Anlage 2.3). 
Eine Änderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich. 
 
 
Stellungnahme zu den Anregungen von Familie Wohlfart/Pflanz, Familie Nirmaier und Fami-
lie Brodt (siehe Anlage 2.3) 
zu 1: 
Die umliegende Bestandsbebauung ist ebenfalls zweigeschossig bzw. eingeschossig mit 
ausgebautem Dach. Somit ist bereits heute die Einsehbarkeit in den Gartenbereich durch 
zum Teil näherliegende Gebäude gegeben. Aufgrund der Lage der kleinen Gärten zur mögli-
chen Neubebauung wurde in Abwägung der unterschiedlichen Interessen bereits ein größe-
rer Abstand der Baugrenze zur Grundstücksgrenze gewählt, als durch die LBauO zwingend 
vorgegeben (siehe hierzu auch die Stellungnahme zu Anlage 2.2). Eine besondere Beein-
trächtigung ist nicht erkennbar. 
Welche Aussagen tatsächlich 2007 seitens der Stadt getroffen wurden, kann hier nicht nach-
vollzogen werden und ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Grundsätzlich ist eine städ-
tebauliche Entwicklung jedoch nie ein abgeschlossener Prozess. Im Hinblick auf bauliche 
Entwicklungen können somit keine endgültigen Aussagen getroffen, sondern nur wahr-
scheinliche Szenarien entwickelt werden. 
zu 2: 
Aufgrund der vorhandenen Struktur wird hier vermutlich Wohnbebauung errichtet werden. 
Die Anzahl der zulässigen Wohneinheiten ist begrenzt. Durch die Festsetzungen können fünf 
zusätzliche Wohngebäude mit maximal je zwei Wohneinheiten neu errichtet werden, wobei 
die zweite jeweils nur eine untergeordnete Einliegerwohnung sein darf. Andere zulässige 
Nutzungen (Beurteilungsgrundlage: § 34 BauGB – siehe Kapitel 5.1.1 ‚Art der baulichen Nut-
zung‘) können nur unter Berücksichtigung des § 15 BauNVO zugelassen werden, wonach 
Bauvorhaben unzulässig sind, wenn von ihnen im Hinblick auf die Ortstypik unzumutbare 
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Belästigungen oder Störungen ausgehen. Eine signifikante Erhöhung des Verkehrs mit den 
genannten Auswirkungen aufgrund der zusätzlichen Bebauung ist somit nicht zu erwarten. 
zu 3: 
Die Aussage zu vorkommenden Arten ist zu unspezifisch. Weder sind die Arten genannt, 
noch dargelegt, ob deren Lebensraum tatsächlich innerhalb des Plangebiets liegt. Inwieweit 
die Auswirkungen der Planung ‚dramatisch‘ sind, kann daher nicht beurteilt werden. 
Eine gutachterliche Untersuchung im Rahmen der vorliegenden Planung, durch die diese 
Aussage verifiziert werden könnte, wäre u.U. zum Zeitpunkt der Umsetzung gegenstandslos. 
Im Gegensatz zu anderen Bebauungsplänen, durch die z.B. Baurecht auf Ackerflächen ge-
schaffen wird oder die der Konversion von z.B. Gewerbeflächen dienen, kann im vorliegen-
den Geltungsbereich nicht von einer kurzfristigen Umsetzung der Planung ausgegangen 
werden. Nicht alle Grundstückseigentümer im Plangebiet hatten Interesse an einer zeitnahen 
Bebauung der rückwärtigen Bereiche. Gleichzeitig unterliegen die als Zier- oder Hausgärten 
z.T. intensiv genutzten rückwärtigen Bereich einer ständigen Änderung. Auch sind eventuell 
derzeit vorhandene relevante Arten nicht zwangsläufig standorttreu. Zudem besteht auch 
unabhängig von der Planung die Möglichkeit, z.B. die vorhandenen Scheunen, die mögli-
cherweise als Brut- und Lebensstätte von Fledermausarten dienen, abzureißen oder, unter 
Beachtung der zulässigen Zeiträume, die vorhandenen Bäume zu fällen. Aufgrund der oben 
geschilderten besonderen Umstände wird ein Hinweis auf den besonderen Artenschutz im 
Textteil des Bebauungsplans aufgenommen (Hinweis III. 9), auch wenn das Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) grundsätzlich und unabhängig von der Bauleitplanung zu beach-
ten ist. Zur Verdeutlichung des Sachverhalts wird die Begründung in Kapitel 6.1 ‚Umweltbe-
lange‘ entsprechend ergänzt. 
Aufgrund der Lage des Plangebietes am Ortsrand, angrenzend an einen baumbestandenen 
Grünzug sowie in unmittelbarer Nähe zu Ackerflächen werden die mikroklimatischen Auswir-
kungen des Verlustes einzelner Bäume verhältnismäßig gering sein. Insbesondere auch, da 
die südlichen Bereiche der Grundstücke als große zusammenhängende private Grünfläche 
festgesetzt werden. 
zu 4: 
Im Vorfeld der Planung wurde u.a. bei der Unteren Bodenschutzbehörde der notwendige 
Untersuchungsbedarf für die vorliegende Planung abgefragt. Auf Basis der dort bereits vor-
liegenden Erkenntnisse wurde eine orientierende Untersuchung der im südlichen Teilbereich 
des Plangebietes vermuteten Ablagerung durchgeführt. Das Ergebnis der Untersuchung, das 
der zuständigen Oberen Bodenschutzbehörde zur Stellungnahme vorgelegt wurde, diente, 
neben anderen, als Grundlage der vorliegenden Planung (siehe Kapitel 2.3 ‚Quellenver-
zeichnis‘ – [6]). Kapitel 8.2 ‚Bodenverunreinigung‘ stellt eine Zusammenfassung dieser Er-
gebnisse dar. 
Grundsätzlich ist nicht auszuschließen, dass auch auf angrenzenden Flächen Ablagerungen 
zu finden sind. Die Stadt Ludwigshafen verfügt jedoch über ein umfangreiches Altlastenver-
dachtsflächenkataster, in dem aufgrund von Auswertungen historischer Luftbilder und Karten 
die relevanten Altstandorte und Ablagerungen auch in ihrer räumlichen Abgrenzung erfasst 
sind. Unter Berücksichtigung dieses Katasters wurde die Untersuchung gemäß den boden-
schutzrechtlichen Vorgaben in ausreichendem Umfang durchgeführt. 
Wie in der Begründung dargestellt, werden hinsichtlich der leichtflüchtigen Stoffe im Oberbo-
den sogar die relevanten Werte für eine Nutzung als Kinderspielfläche deutlich unterschrit-
ten. Ebenso wurde festgestellt, dass auch unter Berücksichtigung der übrigen relevanten 
Parameter die dort wahrscheinlichste Nutzung als Nutz- oder Ziergarten ohne Einschränkun-
gen möglich ist. Die Notwendigkeit eines umfassenden Umweltgutachtens lässt sich auf-
grund der Untersuchungsergebnisse nicht erkennen. 
zu 5: 
Die notwendigen Beteiligungsschritte für ein Bebauungsplanverfahren sind im Baugesetz-
buch geregelt. Die im Rahmen der Aufstellung nach § 13a BauGB als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung notwendigen Informations- bzw. Beteiligungsschritte wurden gesetzeskon-
form durchgeführt (siehe Kapitel 1 ‚Verfahren‘). 
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Unabhängig davon wurde auch die Erweiterung der Gartenflächen der angrenzenden 
Grundstücke entlang der Riedlangstraße durch entsprechenden Grundstückszukauf ange-
regt. Eine entsprechende Anfrage bei der Ortsvorsteherin ergab, dass hierfür kein Interesse 
seitens der beteiligten Grundstückseigentümer besteht.  
Im Zusammenhang mit der Planaufstellung wurden sowohl Frau Pflanz als auch Frau Brodt 
– zuletzt im persönlichen Gespräch am 1. Juni 2012 – umfassend über den Entwurf der Pla-
nung informiert. Bereits in diesem Gespräch wurde die Befürchtung gegenüber der heranrü-
ckenden Bebauung geäußert. Diese Bedenken wurden soweit berücksichtigt, wie es in Ab-
wägung mit den Interessen der Eigentümer des überplanten Grundstücks angemessen war. 
zu 6: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
zu 7: 
Im Jahr 2006 / 2007 war die aktuelle Entwicklung noch nicht abzusehen. Allerdings ist, unter 
Betrachtung der näheren Umgebung, eine Bebauung in der zweiten Reihe nicht unüblich und 
somit auch die Entwicklung im hier zu behandelnden Bereich nicht abwegig. (siehe auch 
Stellungnahme zu Punkt 1) 
Davon ausgehend, dass hier ein Wohngebäude mit maximal zwei Wohneinheiten – davon 
eine untergeordnet – entsteht, ist mit keiner unzumutbaren Verkehrszunahme im Bereich der 
Gartenfläche zu rechnen. Wie bereits in der Stellungnahme zu Punkt 2 dargestellt, ist zur 
Beurteilung der Zulässigkeit eines Vorhabens auch § 15 BauNVO zugrunde zu legen. Durch 
die angesiedelte Nutzung darf dementsprechend keine im Hinblick auf die Ortstypik unzu-
mutbare Belästigungen oder Störungen verursacht werden. Zu beachten ist hierbei jedoch, 
dass sich der Bereich im Einflussbereich des vorhandenen landwirtschaftlichen Betriebs be-
findet und so als Gemengelage zwischen einem allgemeinen Wohngebiet und Dorfgebiet zu 
betrachten ist. D.h. die angenommene Empfindlichkeit ist niedriger als in Wohngebieten üb-
lich. 
zu 8: 
Grundsätzlich dienen die Grenzabstände der LBauO dazu, eine ausreichende Belichtung 
und Belüftung sicherzustellen. Im Bebauungsplan wurde die westliche Baugrenze aufgrund 
der besonderen Situation der senkrecht an das Grundstück angrenzenden Gärten bereits mit 
einem größeren Grenzabstand von 5,0 m festgesetzt. Ein noch größerer Abstand würde die 
Bebauungsmöglichkeiten auf dem Grundstück – insbesondere im Vergleich zu den Nach-
bargrundstücken im Plangebiet – zu sehr einschränken. Das Maß wurde in Abwägung der 
jeweiligen Eigentümer- bzw. Nutzerinteressen gewählt. In der Abwägung zu berücksichtigten 
ist auch, dass die beengte Situation auf dem Grundstück durch die Eigentümer selbst her-
vorgerufen wurde, indem ein im Verhältnis zur Grundstücksgröße sehr großes Wohnhaus mit 
zwei Wohneinheiten errichtet wurde. Als der Bauantrag 1970 gestellt wurde, waren die jewei-
ligen Grundstücke bereits in ihrer heutigen Dimension zugeschnitten. 
zu 9: 
Die Belange werden wie unter den Stellungnahmen zu den Punkten 1 – 8 dargestellt berück-
sichtigt. 
zu 10: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Eine Änderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich. 
 
 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH sowie die Kabel Deutschland Vertrieb und Service 
GmbH verweisen auf die weiterhin bestehende Gültigkeit ihrer Anregungen aus dem Beteili-
gungsverfahren gemäß § 4 (2) BauGB bzw. haben im Rahmen der Beteiligung gemäß § 3 
(2) BauGB eine gleichlautende Stellungnahme abgegeben (siehe Kapitel 9, Anlagen 2.4 und 
2.5). Die in Kapitel 9.1 'Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
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gemäß § 4 (2) BauGB' dazu verfassten Stellungnahmen der Verwaltung gelten unverändert 
fort. 
 
Stellungnahme zu den Anregungen des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-
Pfalz (siehe Anlage 2.6) 
zu ‚Bergbau / Altbergbau‘: 
Anregung wie in Anlage 1.5 – Die entsprechende Stellungnahme der Verwaltung gilt unver-
ändert fort. 
zu ‚Boden und Baugrund‘: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Umsetzung der Planung an-
gemessen berücksichtigt.  
zu ‚mineralische Rohstoffe‘: 
Anregung wie in Anlage 1.5 – Die entsprechende Stellungnahme der Verwaltung gilt unver-
ändert fort. 
zu ‚Radonprognose‘: 
Anregung wie in Anlage 1.5 – Die entsprechende Stellungnahme der Verwaltung gilt unver-
ändert fort. 
 
Eine Änderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich. 
 
 
Stellungnahme zu den Anregungen der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz (siehe An-
lage 2.7) 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in Kapitel 7.3 ‚Zusammenfassung der Anre-
gung‘ durch Ergänzung der Begründung berücksichtigt. 
 
Eine Änderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich. 
 
 
Zusammenfassung der Abwägung 
Belange, die gegen die Planung sprechen 

 zusätzlicher Verkehr durch höhere Nutzungsintensität 
 dichteres Heranrücken an bestehende Nachbarbebauung (Wohnen und Landwirtschaft) 
 Einschränkung der Baufreiheit für die Bereiche der Bestandsbebauung 

Belange, die für die Planung sprechen 
 Förderung der Innenentwicklung auf relativ großen, untergenutzten Privatgrundstücken 

unter Vermeidung einer zu starken Versiegelung und ungeordneten Entwicklung 
 Schaffung von Planungssicherheit der Grundstückseigentümer 
 Sicherung einer großen zusammenhängenden Grünfläche 

Abwägung der Belange 
Durch die vorliegende Planung wird auf den bisher untergenutzten Grundstücken entlang der 
Schmiedegasse eine Nachverdichtung in gut erschlossener, relativ zentraler Lage ermög-
licht. Im Sinne des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden wird hierdurch die Notwen-
digkeit der Erschließung neuer Baugebiete, wenn auch nur geringfügig, so doch minimiert. 
Gleichzeitig wird den Grundstückseigentümern eine größere Spanne an wirtschaftlichen 
Verwertungsmöglichkeiten der sehr großen Grundstücke unter Berücksichtigung der nach-
barlichen Belange eingeräumt. Die geringfügige Einschränkung der Baufreiheit im Bereich 
der Bestandsbebauung wird hierdurch deutlich aufgewogen. 
 
Durch geeignete Festsetzungen ist sichergestellt, dass sich der Grad der zulässigen Versie-
gelung gegenüber dem bestehenden, wenn überhaupt, nur geringfügig erhöht. Gleichzeitig 
bleibt die vorhandene Struktur der zusammenhängenden großen Grünfläche mit Gartennut-
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zung erhalten. Im Wesentlichen werden Bereiche überplant, die bereits durch sehr große 
Scheunengebäude und sonstige Nebengebäude überbaut sind. 
 
In der Umgebung des Plangebietes befinden sich zum Teil lärmintensive Nutzungen. Um 
diese nicht in ihrem Bestand einzuschränken, wurde eine schalltechnische Untersuchung 
durchgeführt [5]. Dabei wurde festgestellt, dass sowohl von den umliegenden Sport- und 
Freizeitnutzungen als auch von der nahegelegenen Gaststätte keine Emissionen ausgehen, 
durch die die geplanten Nutzungen unzulässig beeinträchtigt werden. Gegen den vorhande-
nen landwirtschaftlichen Betrieb wie auch – je nach Schutzintention - Verkehrslärm werden 
geringfügige Maßnahmen des Schallschutzes notwendig. Eingeschränkt bzw. unangemes-
sen wirtschaftlich belastet werden hierdurch weder die vorhandenen noch die neuen Nut-
zungen. 
 
Die zu erwartenden Geruchsimmissionen aus der bestehenden Pensionspferdehaltung im 
benachbarten landwirtschaftlichen Betrieb sowie sonstige betriebsbedingte Emissionen, die 
auch bei einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung dieses Betriebs auftreten können (z.B. 
Staub) werden nicht gesondert betrachtet. Die Hofstelle ist eine dorftypische Nutzung, deren 
übliche Emissionen unter Berücksichtigung der Gemengelagensituation akzeptabel sind.  
 
Insgesamt werden durch den Bebauungsplan die Ziele der Planung ohne unzumutbare Be-
lastung der innergebietlichen und angrenzenden vorhandenen Nutzungen erreicht. Bezüglich 
des Ortsbildes und der Grünstrukturen ergeben sich nach Umsetzung der Planung z.T. deut-
liche Verbesserungen gegenüber dem heutigen Bestand. 
 
Aus den genannten Gründen ist in der Gesamtabwägung die vorgesehene Planung mit einer 
nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung, den sozialen, wirtschaftlichen und umweltschüt-
zenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen Generationen vereinbar. 
Insbesondere sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnis-
se sowie die Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Planung miteinander gerecht 
abgewogen worden. Durch die vorliegende Planung werden die stadtentwicklungspolitischen 
Ziele hinsichtlich der Bereitstellung geeigneter Wohnbauflächen sowie dem Planungsgrund-
satz der Innenentwicklung vor der Außenentwicklung Rechnung getragen. Zusammenfas-
send kann die Planung unter Würdigung der genannten öffentlichen und privaten Belange 
somit als geeignet und ausgewogen betrachtet werden. 
 
 
UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

Bodenordnung 
Bodenordnende Maßnahmen sind zur Umsetzung der Planung nicht erforderlich. 
 
 
Bodenverunreinigungen [6] 
Die im Kataster potentieller Altstandorte und Altablagerungen im Stadtgebiet Ludwigshafen 
gekennzeichnete Fläche der ungeordneten Ablagerung Nr. 5678U 013-2 überstreicht den 
südöstlichen Teil des Geltungsbereichs der vorliegenden Planung. Auf den betroffenen 
Grundstücken wurde daher jeweils eine Sondierungsbohrung durchgeführt. Der Untersu-
chungsrahmen wurde so gewählt, dass besonderes Augenmerk auf die Auswirkungen der 
Ablagerung auf die aktuelle und künftig geplante Nutzung als Haus- und Ziergarten gelegt 
wird. Es wurde nur bei einer der beiden Sondierungen eine anthropogene Auffüllung ange-
troffen – in einer Mächtigkeit von ca. 1,2 m. In Folge war es nur notwendig, die entnomme-
nen Proben aus dieser Sondierung (Boden, Bodenluft) zu analysieren. 
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In der Bodenluft wurden keine leichtflüchtigen Halogenkohlenwasserstoffe vorgefunden. Für 
leichtflüchtige aromatische Kohlenwasserstoffe (AKW) lag ein gering erhöhter Gehalt vor. 
Im Oberboden werden die Prüfwerte für den Wirkungspfad Boden-Pflanzen deutlich unter-
schritten; ebenso die für eine Nutzung als Kinderspielfläche relevanten Werte für den Wir-
kungspfad Boden-Mensch. Die aus 0,2 bis 1,2 m Tiefe gewonnene Bodenprobe weist 1,48 
mg PAK11-16 /kg TS auf und ist damit gegenüber dem orientierenden Prüfwert für Wohnnut-
zung (1 mg/kg TS) leicht erhöht.  
 
Die orientierenden Prüfwerte im Eluat wurden alle eingehalten. Für den Wirkungspfad Bo-
den-Grundwasser lässt sich somit keine unmittelbare Gefährdung des Grundwassers ablei-
ten. Ebenfalls ergibt sich kein unmittelbarer Handlungsbedarf aus den leicht erhöhten Werten 
der AKW und PAK11-16.  
Einer Nutzung der Fläche als Nutz- oder Ziergarten stehen die Ergebnisse nicht entgegen. 
Vor Eingriffen in den Untergrund ist die Bodenluft jedoch nochmals zu analysieren.  
 
 
Flächen und Kosten 
Das Gebiet ist bereits vollständig erschlossen und in Nutzung. Die Entwicklung der Fläche 
erfolgt im Rahmen des § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung. Entspre-
chend werden auch keine Ausgleichsmaßnahmen notwendig. Zudem befindet sich der ge-
samte Bereich in Privateigentum. Somit entstehen der Stadt Ludwigshafen durch die Umset-
zung der Planung keine Kosten. 
 
 
 
Ludwigshafen am Rhein, den ----------------
---- 
 
 
 
--------------------------------------------------------
-- 
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Anlagen 

Anlage 1: Anregungen im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 

Anlage 1.1: Deutsche Telekom Technik GmbH 
Anlage 1.2: Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer 
Anlage 1.3: Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH 
Anlage 1.4: Kampfmittelräumdienst Rheinland-Pfalz  
Anlage 1.5: Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz 
Anlage 1.6: Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz 
Anlage 1.7: Rhein-Neckar-Verkehr GmbH 
Anlage 1.8: SGD Süd – Regionalstelle Gewerbeaufsicht 
Anlage 1.9: SGD Süd – Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
Anlage 1.10: TWL AG 
 
 
Anlage 2: Anregungen im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 

§ 3 (2) BauGB 
Anlage 2.1 Alfred Mickert 
Anlage 2.2: Ingrid und Werner Deuschel 
Anlage 2.3: Familie Wohlfart / Pflanz, Familie Brodt, Familie Nirmaier 
Anlage 2.4: Deutsche Telekom Technik GmbH 
Anlage 2.5: Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH 
Anlage 2.6: Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz 
Anlage 2.7: Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz 
 
 
Anlage 3: Lageplan 
 
Anlage 4: Planzeichnung 
 
Anlage 5: Planzeichenerklärung 
 
Anlage 6: Textliche Festsetzungen, Örtliche Bauvorschriften und Hinweise 
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Anlage 3: Lageplan (ohne Maßstab) 
 
 



 

 

 
Anlage 4: Planzeichnung (ohne Maßstab) 
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Anlage 6: Textliche Festsetzungen, Örtliche Bauvorschriften und Hinweise 
 
 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 BauGB i.V.m. BauNVO) 

A Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 18 und 19 BauNVO) 

1. Die zulässige Grundfläche darf gemäß § 19 (4) BauNVO für Nebenanlagen i.S.d. § 14 
BauNVO und für Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten um 100 % erhöht werden. 

Die versiegelten Flächen der Zufahrten werden hinsichtlich der Berechnung der zulässi-
gen Grundfläche jeweils zu 50 % den Hauptgebäuden in Bereich 1 und Bereich 2 bzw. 
Bereich 3 zugeordnet, auch wenn sie sich in Bereich 1 befinden. 

Die sonstigen versiegelten Flächen von Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO, Garagen 
und Stellplätze werden dem jeweiligen Vorhaben zugeordnet, unabhängig von der Lage 
in den jeweiligen Bereichen. 

2. Bezugspunkt für die Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen ist die endgültige Höhen-
lage der der Grundstückserschließung dienenden öffentlichen Verkehrsfläche im 
Schnittpunkt der Straßenbegrenzungslinie (Gehweghinterkante) mit der Mittelachse des 
jeweiligen Grundstücks. 

Fällt das Gelände vom Bezugspunkt zum Gebäude, so sind die festgesetzten zulässigen 
Höhen um das Maß des natürlichen Gefälles zu verändern.  

3. Die Traufhöhe ist die Höhe der Schnittlinie der Außenflächen der Außenwand mit der 
Dachhaut. 

4. Die festgesetzte maximale Höhe baulicher Anlagen darf ausnahmsweise von unterge-
ordneten technischen Anlagen, wie z.B. Schornsteinen, Solar- und Lüftungsanlagen um 
maximal 0,5 m überschritten werden. 

B Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 
1. In Bereich 1 ist abweichend von der offenen Bauweise eine einseitige Grenzbebauung 

zulässig. Mit dem Hauptgebäude ist an die westliche Grundstücksgrenze anzubauen. 
Zur östlichen Grundstücksgrenze ist ein Abstand von mindestens 5,0 m einzuhalten. 

Abweichend hiervon kann von der Grenze abgerückt werden, soweit dies zur Errichtung 
eines rechtlichtwinkligen Hauptbaukörpers notwendig ist. Die westliche Grundstücks-
grenze ist dabei zumindest im Schnittpunkt mit der Baulinie zu berühren. Zusätzliche 
Rücksprünge in der Fassade sind nicht zulässig. 
Sofern aufgrund dieser Errichtung eines rechtwinkligen Hauptbaukörpers der Grenzab-
stand von 5,0 m zur östlichen Grundstücksgrenze nicht eingehalten werden kann, kann 
der Abstand bis auf 2,5 m verringert werden. Bedingung ist, dass öffentlich rechtlich ge-
sichert ist, dass der Abstand zum Hauptbaukörper auf dem betreffenden Nachbargrund-
stück mindestens 5,0 m beträgt. 

2. In Bereich 1 und Bereich 2 ist ausnahmsweise auch die Errichtung eines Einzelhauses 
mit beidseitigem Grenzabstand nach Landesbauordnung (LBauO) zulässig, wenn öffent-
lich-rechtlich gesichert wird, dass auf den jeweiligen Nachbargrundstücken ebenfalls ein 
entsprechender Abstand nach LBauO eingehalten wird.



 

 
 

 

C Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO 
und § 9 (2) BauGB) 

1. An die Baulinie ist auf mindestens 50 % ihrer Länge, bezogen auf das jeweilige Bau-
grundstück, mit dem Hauptgebäude anzubauen. Eine Überschreitung bis an die nördli-
che Grundstücksgrenze ist zulässig. 

2. Die südliche Baugrenze kann durch Hauptgebäude um maximal 1,5 m auf einer Breite 
von maximal 1/3 der Gebäudebreite überschritten werden. 

Darüber hinaus können die Baugrenzen sowie die Baulinie ausnahmsweise um max. 1,5 
m auf einer Breite von maximal 1/3 der Gebäudebreite durch untergeordnete Bauteile 
wie Balkone sowie die Baugrenzen auch durch Erker, Treppenhäuser, Wintergärten u.ä. 
überschritten werden. 
Untergeordnete Bauteile im Straßenraum, die dieser Festsetzung entsprechen, sind nur 
zulässig, wenn der zuständige Träger der Straßenbaulast die Zustimmung erteilt hat. 

3. Garagen und Stellplätze sind nur in dem Bereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie 
und den südlichen Baugrenzen der Bereiche 2 und 3 bzw. deren gedachter Verlänge-
rungen zulässig. 

4. In Bereich 2 und Bereich 3 ist die Errichtung von Hauptgebäuden nur zulässig, sofern 
die Erschließung (verkehrlich und technisch) durch geeignete Maßnahmen dauerhaft öf-
fentlich-rechtlich gesichert ist. 

D Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 (1) Nr. 6 BauGB)  
In den Gebäuden ist die jeweils zweite Wohnung nur zulässig, sofern ihre Fläche maxi-
mal 30 % der größeren Wohnung beträgt.  

E Passive Schallschutzmaßnahmen (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB) 
1. In Bereich 3 sind in der Ostfassade zu öffnende Fenster für Aufenthaltsräume nicht zu-

lässig. 

2. An den gesamten Außenfassaden (Wandanteil, Fenster, Dach, Lüftung, etc.), hinter de-
nen sich schutzbedürftige Räume im Sinne von Anmerkung 1 in 4.1 der DIN 4109 (Nov. 
1989) befinden, sind die jeweiligen Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm vorzuse-
hen. Es ist zu gewährleisten, dass die Anforderungen an die Luftschalldämmung von 
Außenbauteilen nach Tabelle 8 der DIN 4109 eingehalten werden. Im gesamten Gel-
tungsbereich ist der Lärmpegelbereich II zugrunde zu legen. 

3. Von der Festsetzung 1 und 2 kann ganz oder teilweise abgewichen werden, wenn im 
Einzelfall gutachterlich nachgewiesen wird, dass der erforderliche Schallschutz auf an-
dere Weise gewährleistet ist. 

F Private Grünflächen (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB) 
1. Die private Grünfläche dient der gärtnerischen Nutzung im Sinne von Nutz- und Ziergär-

ten oder Streuobstwiesen. 

Im Zusammenhang mit einem im Plangebiet liegenden Gartenbaubetrieb ist auch eine 
gewerbliche gärtnerische Nutzung der Fläche zulässig. 

2. Unter der Bedingung, dass der Grundstücksanteil der privaten Grünfläche ein Mindest-
maß von 350 m² aufweist, ist die Errichtung folgender Nebenanlagen zulässig: 

2.1 Innerhalb der privaten Grünfläche ist die Errichtung von Nebenanlagen mit einer Ge-
samtfläche von maximal 15 m² je Grundstück zulässig. Diese Fläche darf für Gartentei-
che, Schwimmteiche, Schwimmbäder o.ä. um 15 m² erhöht werden. 



 

 
 

2.2 Zusätzlich ist innerhalb der privaten Grünfläche die Errichtung von Gewächshäusern 
mit einer Gesamtfläche von maximal 30 m² je Grundstück und mit einer Höhe von ma-
ximal 3,0 m zulässig. 

Abweichend hiervon ist die Errichtung zusätzlicher Gewächshäuser bis zu einer maxi-
malen Überbauung von 50 % der jeweiligen privaten Grünfläche, maximal jedoch 500 
m², mit einer Höhe von 3,5 m zulässig, sofern diese im Zusammenhang mit einem im 
Plangebiet liegenden Gartenbaubetrieb stehen. 

3. In dem Bereich von 10 m Breite, gemessen von der südlichen Geltungsbereichsgrenze 
(Reiterweg), sind bauliche Anlage, Auffüllungen, Einzäunungen u.ä. nur mit wasserbe-
hördlicher Genehmigung nach § 76 Landeswassergesetz (LWG) zulässig. 

G Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)  
Das anfallende, nicht behandlungsbedürftige Niederschlagswasser ist auf dem eigenen 
Grundstück über die belebte Bodenschicht zu versickern oder für Brauchwasserzwecke 
zu sammeln und zu verwerten. 

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 9 (4) BauGB i.V.m. § 88 LBauO) 

A Anzahl der Stellplätze (§ 88 (1) Nr. 8 LBauO) 
1. Bei Einfamilienhäusern sind zwei Stellplätze je Wohneinheit, bei Zweifamilienhäusern 

1,5 Stellplätze je Wohneinheit nachzuweisen. 

2. Die Stellplätze müssen einzeln anfahrbar sein. Ausnahmsweise sind hintereinanderlie-
gende Stellplätze zulässig, wenn sie der gleichen Wohneinheit zugeordnet werden. 

B Dächer (§ 88 (1) Nr. 1 LBauO) 
1. In Bereich 1 und Bereich 3 sind für Hauptgebäude nur symmetrische Dächer mit einer 

Dachneigung von 30° - 45° zulässig. 

In Bereich 2 sind für Doppelhäuser nur symmetrische Dächer mit einer Dachneigung von 
zwingend 40° zulässig. 
Abweichend hiervon ist eine Dachneigung von 30° – 45° zulässig, sofern öffentlich-
rechtlich gesichert ist, dass Hauptgebäude mit gemeinsamer Grenze die gleiche Dach-
form und Dachneigung aufweisen oder ein Einzelhaus gemäß I. B 2. errichtet wird. 

Ausgenommen von den Festsetzungen sind Terrassen-, Balkon- und Eingangsüberda-
chungen sowie Dachflächen von Windfängen, Wintergärten und Kleingewächshäusern. 

2. Die Gesamtbreite von Dachaufbauten (Gauben) darf je Gebäudeseite zusammen maxi-
mal 50 % der jeweiligen Gebäudebreite betragen.  

Gauben müssen vom First einen Abstand von mindestens 0,75 m, vom Ortgang einen 
Abstand von mindestens 1,0 m einhalten. 

C Einfriedungen, Sicht- und Windschutzanlagen (§ 88 (1) Nr. 1 und 3 LBauO) 
1. Angrenzend an die öffentliche Verkehrsfläche sind Einfriedungen, die bauliche Anlagen 

sind, mit einer Höhe von maximal 1,8 m zulässig. 

2. Angrenzend an den Reiterweg (südliche Grenze des Geltungsbereichs) sind Einfriedun-
gen nur als Hecken aus Laubgehölzen, ggf. in Verbindung mit einem innenliegenden 
Zaun mit einer Höhe von maximal 1,8 m zulässig. 

3. Sicht- und Windschutzanlagen sind nur bis zu einer Höhe von 1,8 m und einer Gesamt-
länge von 5,0 m je Baugrundstück zulässig. 



 

 
 

Bei Sicht-und Windschutzanlagen zwischen benachbarten Terrassen von Doppelhaus-
hälften gilt als Bezugspunkt die Höhenlage der höherliegenden Terrasse. 

HINWEISE 
1. Es wird empfohlen, in Bereich 2 und Bereich 3 die Fenster von Schlaf- und Kinderzim-

mern sowie zum Schlafen geeigneten Räumen mit kontrollierten Be- und Entlüftungsan-
lagen auszustatten. 

2. Aufgrund des an das Plangebiet grenzenden landwirtschaftlichen Betriebs sind dorfge-
bietstypische Geruchsimmissionen zu erwarten. 

3. Die Entnahme von Grundwasser ist nur nach Erlaubnis bzw. Genehmigung des Bereichs 
Umwelt der Stadtverwaltung Ludwigshafen zulässig. 

Die mit textlicher Festsetzung G festgesetzte Versickerung oder Verwertung des Nieder-
schlagswassers ist im Rahmen der Baugenehmigung zu prüfen und mit den betroffenen 
Fachdienststellen (insbesondere Untere Wasserbehörde sowie Wirtschaftsbetrieb Lud-
wigshafen, Bereich Stadtentwässerung und Straßenunterhalt) abzustimmen. Punktuelle 
Versickerungen bedürfen der wasserrechtlichen Erlaubnis der zuständigen Wasserbe-
hörde. 

4. Der gegebene Hochwasserschutz entlang des Rheines ist auf ein definiertes Hochwas-
serereignis ausgelegt. Bei einem selteneren Ereignis bzw. bei einem Versagen des 
Hochwasserschutzes kann aufgrund der geografischen Lage in den Rheinniederungen 
eine weiträumige Überflutung nicht ausgeschlossen werden.  

5. Bei der Vergabe der Erdarbeiten hat der Bauherr die ausführenden Baufirmen vertrag-
lich zu verpflichten, der Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer rechtzeitig den 
Beginn der Arbeiten anzuzeigen, damit diese falls notwendig überwacht werden können. 

Es gelten die Bestimmungen des Denkmalschutz- und Pflegegesetzes vom 23.03.1978 
(GVBl. 1978, Nr. 10, Seite 159ff). Danach ist jeder zutage kommende archäologische 
Fund unverzüglich bei der Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Speyer, zu melden. 
Die Fundstelle ist soweit als möglich unverändert zu lassen und Gegenstände sind ge-
gen Verlust zu sichern. 

Werden archäologische Objekte angetroffen, so ist der archäologischen Denkmalpflege 
ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabungen durchgeführt wer-
den können. 

Die o.g. Bestimmungen sind in die Bauausführungspläne als Auflagen zu übernehmen. 

6. Es ist nicht auszuschließen, dass im Plangebiet Kampfmittel zu finden sind. Kampfmittel-
funde gleich welcher Art sind unverzüglich dem Kampfmittelräumdienst Rheinland-Pfalz 
zu melden. Dieser entscheidet dann über die weitere Vorgehensweise. Beauftragte 
Fachunternehmen sind nicht berechtigt, selbstständig Fundmunition zu entschärfen, zu 
sprengen oder auf öffentlichen Straßen zu transportieren. 

7. Im Bereich des Oberrheingrabens kann das natürliche Radonpotenzial lokal erhöht sein. 
Es wird daher empfohlen, bei Neubauten darauf zu achten, dass eine durchgängige Be-
tonfundamentplatte erstellt wird und der DIN-gerechte Schutz gegen Bodenfeuchte ge-
währleistet ist. In Kellerräumen oder Räumen mit erdberührten Wänden, die dauerhaft 
durch Personen als Wohn- oder Arbeitsbereich genutzt werden, sollte auf ausreichende 
(Fenster)-Lüftung (Stoßlüften) vor allem während der Heizperiode geachtet werden. 

Zur Feststellung der konkreten Radonkonzentration im Bereich des einzelnen Bauplat-
zes können orientierende Radonmessungen in der Bodenluft sinnvoll sein. 

8. Im südöstlichen Teil des Geltungsbereichs befinden sich die Ausläufer der ungeordneten 
Ablagerung Nr. 5678U 031-2 (anthropogene Auffüllung). Aufgrund des gering erhöhten 



 

 
 

Gehalts an leichtflüchtigen Aromaten in der Bodenluft ist diese vor Eingriffen in den Un-
tergrund in diesem Bereich erneut zu analysieren. 

9. Im Planungsgebiet ist das Vorkommen besonders bzw. streng geschützter Tierarten 
sowie europäischer Vogelarten nicht auszuschließen. Der ‚besondere Artenschutz‘ ge-
mäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) – insbesondere § 44 BNatSchG – ist zu be-
achten. 

10. Sofern in den Festsetzungen dieses Bebauungsplans auf DIN-Regelwerke Bezug ge-
nommen wird, sind diese während der üblichen Bürozeiten bei der Geschäftsstelle der 
Stadtplanung Ludwigshafen im Rathaus, Rathausplatz 20, einsehbar. 
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